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ZwecRmößije Hilfsmittel für die Uerwaltiinjs-
:: Praxis der neuen KranKenucrsicherung::

Soeben in vierter Auflage erschienen:

Hochs Relchsverslcherungsordnung
Handausgabe mit ausführlichen Erläuterungen und Sachregister. 814 Seiten.

———— Preis biegsam gebunden 6 Mark. ——

„Diese Ausgabe ist sehr geeignet, schnell und zuverlässig über die Be¬

stimmungen des neuen Gesetzes zu unterrichten. ... Die Ausgabe wird sich also

für den täglichen Gebrauch sehr nützlich erweisen.44 („Arbeiter-Versorgung.")
„Daß die Hoch'sche RVO. in rascher Reihenfolge schon in III. Auflage

herauskommt, ist ein Beweis dafür, wie sehr sie dem Bedürfnis entgegen¬
gekommen ist.. ." („Correspondenzblatt")

Anlagenband zu Hochs Relchsverslcherungsordnung
Übersichtliche, nach den Büchern der RVO. geordnete Sammlung der wichtigen
behördlichen Ausführungsbestimmungen zu allen Büchern der RVO. — Bei
der Fülle der ergangenen Ausführungsbestimmungen für die Praxis

unentbehrlich. Preis broschiert 3 Mark.

„Das (die besondere Ordnung nach Büchern) ist sehr praktisch, weil auf diese
Art immer das zusammengehörige Material zusammenkommt. ...Zu loben ist auch,

daß euch die älteren Ausführungsverordnungen, soweit sie Gültigkeit behalten,
mit aufgeführt worden sind. Das Buch ist zu empfehlen." („Correspondenzblatt")

Immerwährender Kalender für die Reichsversicherung
Der Kalender ist — zweiseitig — auf Pappe gezogen; er gibt bei jedem Tage
jeden Fristablauf an. Der Kalender vermeidet Irrtümer und erspart Zeit.

„Er bildet dadurch für die Unfall- und Krankenversicherung ein

praktisches Hilfsmittel für die Fristenberechnung." („Arbeiter-Versorgung.")
Preis 1 Mark zuzüglich 30 Pf. Versandkosten.

Sämtliche Schriften sind zu beziehen beim Verlag:

Verlagsbuchhandlung Carl Giebel, Berlin 0 27, Dircksenstraße 4.
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===== Lieferung einer

Postbezieher stets nur an den Briefträger oder die zuständige Bi

Postanstalt wenden. Erst wenn Nachlieferung und Aufklärung nicht in

angemessener Frist erfolgen, wende man sich unter Angabe der bereits unter¬

nommenen Schritte an unseren Verlag.
Jede Änderung der Wohnung ist uns sofort zu meiden.

Nur dann kann die Zeitschrift pünktlich und regelmäßig geliefert werden.

Ortsgruppe GroB-Berlln.

Mitglieder, begleicht sofort alle falligen Beitrage! Wenn der Unter¬
kassierer ausbleibt, zahlt die Beiträge ein auf das Postscheckkonto unserer
Ortsgruppe, Postscheckamt Berlin Nr. 21015. Fallig sind die Beiträge
bis einschließlich November, also auch die Extrabeitrage für September,
Oktober und November.

Das Postscheckkonto der Ortsgruppe lautet von jetzt ab: „21015, Franz Krüger,
Ortsbevollmächtigter des Verbandes der Bureauangesteilten, Berlin
0 27.** Wir bitten, alle per Post eingezahlten Beiträge auf dieses Konto ein¬
zuzahlen.

jiimiiiii 777Tililiiiniiiii iTi 11

Kollp&Ptl f Besucnt die Versammlungen pünktlich und vollzählig.
$ Doppelt notwendig ist in dieser Zeit der Zusammen¬

halt und die ständige Fühlungnahme der Zurückgebliebenen.
üiiiuniniiiiniiininii' 771111 ii in i

Versammlungen.
¦¦¦burg-MItopa. versicherungsangestellte. Sektionsversammlung am

Freitag den 20. November 1914, abends 9 Uhr, im Gewerkschaftshaus. — Tages¬
ordnung: 1. „Die Krankenversicherung während des Krieges." Referent: Kol¬
lege Nordmann. 2. Verbandsangelegenheiten.

AchtungI Vom 1. November ab ist unser Ortsbeamter nur nachmittags von 4 bis
7 Uhr zu sprechen. Alle Meldungen für den Stellennachweis, Adressenänderungen
und Zahlungen für die Pensionskasse sind nur im Verbandsbureau, Hammer-
brookstraße 171, Fernsprecher Gruppe 4, 7174, anzubringen.

Die Allgemeine Ortskrankenkasse des Stadt¬
kreises Cottbus sucht zum möglichst baldigen Eintritt
einen

tüchtigen Bureaugehilfen.
Gehalt 1700 M., steigend bis auf 2550 M. (Gruppe III,

mit Ruhegehaltsberechtigung).
Bewerbungen mit Lebenslauf und Zeugnisabschriften

sind bis 25. November an den Vorstand der Kasse zu
richten.

Wir suchen zum sofortigen Antritt einen im
Kassendknst erfahrenen

Beamten
zur Aushilfe während des Krieges. Angebote mit Ge
haltsangabe und Lebenslauf an die Allgemeine Orts
krankenkasse des Stadtkreises Guben erbeten

Petri
Imitat ta Fremdwörter

Umfang 55 Bogen=880 Seiten.

In Leinen gebunden 4,00 Mk.

In hochfeinem Halbfranzband 7,50 Mk.

In Ganzleinenband 6,00 Mk

Zu beziehen durch die

Verbands -Buchhandlung Carl Giebel,
Berlin 0 27, Dirrisenstrasse 4.

8 C. SCHUBERT
Optiker und Bandaglst [ii:

NeukOIln, Bergstraße 148
Liefertnt sämtlicher Krsnkenksssca
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Iflhfllt* U. Mattutat. Die rechtliche Stellung der Minderjährigen in der RVO. — Fr. Kleeis, Die Wahl der Lohnklasse
IHMSflSS, (i„rch die Weiterversicherer in der Krankenversicherung. — Kriegskrankenkassen. — Die Entwickelung des

Kassenbeamtenrechts seit dem Inkrafttreten der Reichsversicherungsordnung. (Fortsetzung.) — Verwaltung (Aufstellung des

Voranschlages für das Jahr 1915. — Erlaß des preutt. Handelsministers und des Landwirtschaftsministers vom 11 Oktober 1914.

Krlal» derselben Minister vom 11. März 1914. — Die Ansprüche

-prechunsr. — Soziale Chronik.
Ansprüche

der zu den Fahnen einberufenen Kassenbeamten). — Recht-

Die rechtliche Stellung der Minderjährigen in der RVO.
Von H. Mattutat, Stuttgart.

Die RVO. hat für die rechtliche Stellung der

Minderjährigen zurVersicherungsgesetzgebung nur

wenig Änderungen gebracht. Trotzdem herrscht,
soweit solche eingetreten sind, über ihre Be¬

deutung und Auslegung recht wenig Klarheit,
selbst die Kommentatoren gehen in ihren An¬

sichten darüber noch ziemlich weit auseinander.

Solche Unklarheiten finden sich leider auch an

vielen anderen Stellen der RVO., und trägt dieser

Umstand in hohem Maße dazu bei, die Verbreitung
eines besseren Verständnisses für die sozial¬

gesetzlichen Bestimmungen und damit eine größere
Teilnahme für ihre Anwendung und Durchführung
zu verhindern.

Die Bestimmungen über die Versicherungs¬
pflicht der Minderjährigen blieben unverändert.

Demnach sind wie zuvor bei der Kranken- und

Unfallversicherung alle minderjährigen Personen,

gleichviel welchen Alters, versicherungspflichtig,
soweit sie eine versicherungspflichtige Beschäf¬

tigung ausüben. Ebenso bleibt es nach § 1034

RVO. wie seither der Landesgesetzgebung über¬

lassen, für die landwirtschaftliche Unfallversiche¬

rung die Angehörigen von landwirtschaftlichen

Unternehmern als versicherungsfrei zu erklären.

Hierbei kommen vor allem die Kinder in Frage.
Auf Grund einer ähnlich lautenden Bestimmung
des alten Unfallversicherungsgesetzes waren die

Kinder von landwirtschaftlichen Unternehmern

versicherungsfrei: in Württemberg, Baden, Reuß

ä. L. und Hamburg bis zum vollendeten 11., in

Sachsen bis zum 7. Lebensjahre. Nach dem In¬

krafttreten der RVO. haben Württemberg und

Sachsen diese Beschränkung aufgehoben, Baden,
Reuß a. L. und Hamburg dagegen beibehalten.

Hinzu kommt noch Bremen, das alle Familien¬

angehörigen unter 14 Jahren versicherungsfrei
läßt. Diese Beschränkungen der Versicherungs¬

pflicht sind umsomehr zu bedauern, als der damit

beabsichtigte Zweck, die Kinder vor einer zu

weit gehenden Hinzuziehung zu landwirtschaft¬

lichen Arbeiten und einer damit verbundenen

Ausbeutung zu schützen, nicht erreicht wird. Die

Eltern lassen sich durch die Aufhebung der Ver¬

sicherungspflicht ihrer Kinder nicht in deren Ver¬

wendung beschränken, so erwünscht und vorteil¬

haft für diese eine solche Beschränkung auch

wäre. Einerseits kennen die meisten bäuerlichen

Eltern diese Bestimmungen gar nicht, anderer¬

seits werden sie durch die Kleinheit ihres land¬

wirtschaftlichen Betriebs und die Knappheit der

ihnen zur Verfügung stehenden Arbeitskräfte

zur Anwendung der Kinderarbeit gezwungen.
Außerdem ist die Ausschließung der Kinder von

der Versicherungspflicht auch deswegen verfehlt,
weil sie nicht die Eltern, sondern die Kinder

trifft und benachteiligt, obwohl sie an ihrer Ver¬

wendung im landwirtschaftlichen Betrieb völlig
unschuldig sind. Trifft sie ein Unfall, so haben

sie unter Umständen ihr ganzes Leben lang
darunter zu leiden, da sie selbst für schwere

Unfallfolgen, die ihre Erwerbsfähigkeit dauernd

beeinträchtigen, keine Entschädigung erhalten.

Für die Krankenversicherung bestehen keine

derartigen Einschränkungen. Hier genügt es für

die Versicherungspflicht und den Anspruch auf

die gesetzlichen Unterstützungsleistungen der

Minderjährigen, daß sie für ihre Arbeit entlohnt

werden und ihre Tätigkeit keine nur vorüber¬

gehende und gelegentliche ist. Für Lehrlinge
besteht die Versicherungspflicht auch dann, wenn

sie ohne Entgelt beschäftigt werden. Anders bei

der Invalidenversicherung, für die der Beginn
der Versicherungspflicht für alle in versicherungs¬
pflichtiger Beschäftigung stehenden Minderjährigen
mit dem vollendeten 16. Lebensjahr zusammen¬

fällt. Erst von diesem Zeitpunkt an haben sie

sich eine Invalidenkarte ausstellen zu lassen und

die ihrem Verdienst entsprechenden Beitrags¬
marken zu kleben.

Soweit besteht für die versicherungsrecht¬
lichen Verhältnisse der Minderjährigen nach der

RVO. volle Klarheit und Übereinstimmung. Die

Anschauungen gehen erst auseinander bei den

Bestimmungen über die Geschäftsfähigkeit der

Minderjährigen. Die RVO. enthält darüber keine

allgemeinen Vorschriften, sondern nur vereinzelte

Bestimmungen, durch die den Minderjährigen, die

das 16. Lebensjahr vollendeten, eine auf gewisse
Fälle beschränkte Geschäftsfähigkeit zugestanden
wird. Hierdurch wird der Minderjährige in den

Stand gesetzt, seine Interessen selbst zu ver¬

treten, wenn auch nur in beschränktem Umfang.
Er ist nicht mehr vollständig auf den Vater oder

den Vormund angewiesen, sondern kann selbst

handeln. Das ist für ihn nach verschiedener

Richtung vorteilhaft, namentlich dann, wenn sich

der Minderjährige nicht am gleichen Ort wie sein

Vater oder Vormund aufhält. Der Mangel einer

Geschäftsfähigkeit hatte unter den vor Inkraft-
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treten der RVO. bestehenden Verhältnissen für

den Minderjährigen mancherlei Nachteile. Er war

in allen Fragen der Kranken-, Unfall- und In¬

validenversicherung, die einen Verkehr mit den

Versicherungsträgern oder den Versicherungs¬
behörden mit sich brachten, auf seinen gesetz¬
lichen Vertreter angewiesen.

Hier schafft die RVO. eine Erleichterung,
ähnlich wie sie das BGB. in g 113 für das Gebiet

des Dienst- und Arbeitsvertrages brachte. So

genügt nach § 184 Abs. 2 RVO. bei der Kranken¬

versicherung die Zustimmung eines über 16 Jahre

alten Minderjährigen, der einen eigenen^ilaus-
halt hat oder Mitglied des Haushaltes seiner

Familie ist, zur Aufnahme ins Krankenhaus. Ver¬

weigert er die Zustimmung, so kann sie freilich

durch die Zustimmung seines gesetzlichen Ver¬

treters ersetzt werden. Noch wichtiger ist für

den Minderjährigen die Bestimmung des § 1650

Abs. 3 RVO., wonach er unter der Voraussetzung
der Vollendung des 16. Lebensjahres berechtigt
ist, bei dem Krankenversicherungsträger — das

sind die Krankenkassen — selbständig die Fest¬

stellung der Krankenversicherungsleistungen zu beantragen
und seinen Antrag selbständig zu verfolgen. Das schließt

in sich, daß er auch das weitere Verfahren, die

Erhebung der Berufung bei dem Oberversiche¬

rungsamt sowie die Anwendung der Revision bei

dem Reichsversicherungsamt oder dem an seiner

Stelle zuständigen Landesversicherungsamt von

sich aus und ohne Mitwirkung seines gesetzlichen
Vertreters betreiben kann.

Da § 1650 Abs. 3 RVO. auch für das Ver¬

fahren in Unfall- und Invalidenversicherungs¬
sachen Anwendung findet, so gilt für die An¬

sprüche auf Unfallrente und Invalidenrente das

Gleiche. Auch hier kann der geschäftsfähige
Minderjährige bei den Versicherungsträgern An¬

träge stellen, gegen den Vorbescheid der Berufs¬

genossenschaft Einspruch erheben, Berufung und

Rekurs einlegen bezw. gegenüber der Invaliden¬

versicherungsanstalt seinen Anspruch bis zur

höchsten Instanz geltend machen. Selbstverständ¬
lich bleibt dadurch das Recht des gesetzlichen
Vertreters des Minderjährigen, jederzeit in das
Verfahren einzugreifen, unberührt. Wird von ihm
das Verfahren eingeleitet, so kann der Minder¬

jährige keine Anträge stellen, die nicht die Zu¬

stimmung seines Vertreters finden, ebenso kann

er ohne diesen das Verfahren nicht abbrechen.
Wird er hierbei durch eine nicht ordnungsgemäße
Wahrnehmung seiner Interessen benachteiligt, so

bleibt ihm nur der Schadenersatzanspruch gegen
den gesetzlichen Vertreter übrig.

Von verschiedenen Seiten wird die vorstehen<1
entwickelte Auffassung über die Rechtsstellung
der Minderjährigen angefochten. Die von jen»
Seite vertretene Ansicht gipfelt darin, daß be¬

züglich der §§ 1679 Abs. 1, 1698 und 1701 RVO.
ein Redaktionsversehen vorliege. Demnach wäre
der Minderjährige nur berechtigt, in den Fällen

selbständig aufzutreten, wo eine Verzögerun-
besonders unerwünscht ist. Dementsprechend seien
die Minderjährigen nicht berechtigt, irgend welch»

Rechtsmittel vor den höheren Instanzen selb¬

ständig anzuwenden. Diese Ansicht stößt jedoch
auf sehr erhebliche Bedenken. Unter diesen Um¬

ständen wäre das den Minderjährigen verbleibende
Recht völlig gegenstandslos und hätte es be¬

sonderer Bestimmungen hierüber in der RVO.

nicht bedurft. Infolgedessen muß die andere

Auffassung als zutreffend erscheinen, daß die

§§ 1591 Abs. 3 und 1650 Abs. 3 RVO. einen neuen

Rechtsgedanken enthalten, der in der Arbeiter¬

versicherung allgemeine Geltung haben. Für diese

Ansicht spricht nicht nur der Wortlaut des § 1650

Abs. 3 RVO., der ausdrücklich für alle drei Ver¬

sicherungsarten in der RVO. als geltend be¬

zeichnet wird, sondern auch der § 229 Abs. 3

des Angestelltenversicherungsgesetzes. Auch dort

wird ausgesprochen, daß Minderjährige, die das

16. Lebensjahr vollendet haben, selbständig den An¬

trag auf die Leistungen der Versicherung für sich stellen

und ihn selbständig verfolgen können.

Diese selbständige Verfolgung bedingt zweifel¬
los die Anwendung aller Rechtsmittel durch alle

Instanzen des Angestelltenversicherungsgesetzes
und unterliegt die Geschäftsfähigkeit der Minder¬

jährigen in dieser Beziehung keiner Beschränkung.
Dabei kann von einem Redaktionsfehler oder

Redaktionsversehen keine Rede sein, sondern

der Gesetzgeber hat diesen Zustand gewollt! Bei

dieser Sachlage ist nicht einzusehen, warum nur

den Minderjährigen der Angestelltenversicherung
diese Selbständigkeit zustehen soll! Die Reichs¬

versicherungsordnung und das Angestelltenver¬
sicherungsgesetz sind fast zu gleicher Zeit oder

doch in unmittelbarerAufeinanderfolge entstanden.
Man kann daher mit gutem Grund annehmen, daß
die Minderjährigen allerVersicherungszweige gleich
behandelt werden sollen. Für eine gegenteilige
Annahme fehlt jeder Anhaltspunkt. Es ist deshalb
daran festzuhalten, daß auch die über 16 Jahre alten
versicherten Minderjährigen der Kranken-, Unfall-
und Invalidenversicherung berechtigt sind, die Ge¬

währung der ihnen zustehenden Versicherungs¬
leistungen zu beantragen und die Geltendmachung
ihrer Ansprüche selbständig zu verfolgen.

Die Wahl der Lohnklasse durch die Weiterversicherer
in der Krankenversicherung.

Von Friedr. Kleeisf Halle a.' S.

Unter der Herrschaft des Kranken Versiche¬

rungsgesetzes war die Frage streitig, in welcher
Lohnklasse den aus der Beschäftigung Ausge¬
schiedenen die Weiterversicherung gestattet sei.
Es hatte sich aber in der Rechtsprechung der
Grundsatz herausgebildet, daß dies nur in der
Lohnklasse angängig sei, der der Versicherte
seither angehörte. Die Frage ist nunmehr durch
die Reichsversicherungsordnung bestimmter ge¬
regelt worden. § 313 sagt, daß der Weiter¬
versicherer „in eine niedere Klasse oder Lohn¬
stufe übertreten" kann. Leider hat damit der
Streit noch nicht aufgehört. Manche Kassen¬

verwaltungen glauben, daß die jetzige Möglich¬
keit des Übertritts eines Weiterversicherers in
eine niedrigere Lohnstufe für sie eine große
Härte und eine große Belastung bedeutet. Sie
suchen den Übertritt in eine niedrigere Lohn¬
klasse nach Möglichkeit zu beschränken. Ins¬
besondere wollen es manche Kassenverwaltungen
noch nicht glauben, daß ein Versicherter, der
seither der höchsten Lohnklasse angehört hat,
nunmehr als freiwilliges Mitglied vielleicht in
der niedrigsten Klasse sich weiter versiehern und

dabei, abgesehen von der Höhe des Kranken¬

geldes, dieselben Ansprüche weiter behalten kann.
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So schreibt zum Beispiel der Vorsitzende des

I i auptverbandes deutscher Ortskrankenkassen,
.Tal. Fräßdorf, in der „Ortskrankenkasse" Nr. 7,
1914, Sp. 237:

„In eine niedere Lohnstufe übertreten heißt

keineswegs in die niedrigste Lohnstufe über¬

treten. Man wird jeden einzelnen Fall besonders

zu beurteilen haben. Wer arbeitslos wird und

keinerlei Einkünfte hat, wird anders zu be¬

handeln sein als ein Mitglied, welches sich in

irgendeiner Weise selbständig macht und auf

Erwerb gerichtete Tätigkeit weiter ausübt.44

Im allgemeinen ist dazu zu bemerken, daß

in der Reichstagskommission zur Beratung dieser

Bestimmung allerdings gesagt wurde, daß auch

der Übertritt in die niedrigste Klasse möglich
sei. Das ist auch nur logisch. Die Wahl ist ein¬

mal freigestellt und irgend eine Grenze nicht

uesteckt. Was die von den Kassen befürchtete

Benachteiligung anbetrifft, so wird diese über¬

schätzt. Schon der Regierungsvertreter sagte in

der Reichstagskommission:
„Man könne vielleicht zugeben, daß in

einigen Ausnahmefällen der Übertritt in eine

geringere Lohnklasse für die Kasse nachteilig
sein könne; eine beachtliche Schädigung brauche

man aber nicht zu fürchten.44

Gewiß stellt die soziale Versicherung den

Grundsatz auf, daß jeder Versicherte seinem

Arbeitseinkommen entsprechend zu den Lasten

der Versicherung herangezogen wird. Aber für

die freiwillige Versicherung kommen andere

Grundsätze als für die regelmäßige Form der

Versicherung, nämlich die Pflichtversicherung, in

Frage, weil nämlich die freiwillige Versicherung
ganz andere wirtschaftliche Unterlagen und Zwecke

hat. Es soll zugegeben werden, daß es wider¬

sinnig erscheint, wenn — ein Fall, der immer als

abschreckendes Beispiel vorgeführt wird — ein

Angestellter mit vielleicht 3000 Mk. Jahresgehalt
sich in der niedrigsten Lohnstufe weiter ver¬

sichert und damit Anspruch auf alle Leistungen
der Kasse, womöglich auch Familienhilfe, behält.

Diese Angestellten kommen nicht oder nur selten

dazu, Krankengeld zu beziehen. Sie setzen die

Mitgliedschaft meist nur fort, um die Ansprüche
auf die ärztliche Behandlung und die Heilmittel

aufrecht zu erhalten. Sollen sie für dieses doch

sehr verminderte Risiko die höchsten Beiträge
fortlaufend fortzahlen ? Bei vielen Kassen in den

großen Städten beträgt der volle Beitrag in der

höchsten Klasse 1,80 Mk. pro Woche oder fast

100 Mk. pro Jahr. Die Entrichtung dieses Bei¬

trages für die beschränkten Anwartschaften ist

mindestens ebenso eine Härte für den Angestellten,
wie es vielleicht andererseits eine Härte für die

Kasse ist, für die niedrigsten Beiträge alle Kassen¬

leistungen bereitzustellen. Man muß eben be¬

denken, daß es sich hier um eine Versicherung
handelt, bei der nach der Natur der Sache mit

verschiedenen Risiken zu rechnen ist.

Wer soll wenn die Ansicht Fräßdorfs

richtig wäre - die „besondere Beurteilung" des

einzelnen Falles vornehmen? Die Antwort könnte

darauf nur sein: der Kassenvorstand, denn man

könnte doch die Entscheidung der für das ein¬

zelne Mitglied sehr wichtigen Frage nicht den

„subalternen44 Kassenbeamten überlassen. Diesen

Gedankengang hatte auch die Allgemeine Orts¬

krankenkasse Halle a. S.; sie nahm im § 11 ihrer

Satzung folgenden Zusatz auf:

„Es (das Mitglied) kann in eine niedrigere
Klasse übertreten, soweit diese seinen durchschnitt¬

lichen tatsächlichen Einkommens- und Verdienstverhält-

nissen entspricht. Die Entscheidung hierüber steht

dem Vorstand zu.44

Das Oberversicherungsamt Merseburg strich

ganz mit Recht den fett gedruckten Satz. Den

folgenden ließ es aber stehen. Unseres Erachtens

zu Unrecht, denn der Vorstand hat nicht das

Recht, darüber zu entscheiden, ob und in welche
niedere Klasse das Mitglied übertreten darf.

Dieses Recht des Mitgliedes, in eine niedere, und

sei es auch die niedrigste Klasse überzutreten,
setzt das Gesetz fest. Wir wüßten also nicht,
was der Vorstand dabei zu entscheiden hat. Ganz

abgesehen davon, daß es zu sehr viel Streitstoff

und Differenzen mit den Mitgliedern führen würde,
wenn diese Entscheidung wirklich möglich wäre.

Ein anderer Versuch, die „Freizügigkeit44 der

Mitglieder innerhalb der verschiedenen Lohn¬

stufen einzuschränken, ist folgender. Der vom

Hauptverband deutscher Ortskrankenkassen her¬

ausgegebene Entwurf einer Satzung für Allge¬
meine Ortskrankenkassen enthält im § 35 folgen¬
den Absatz 5:

„Mitglieder, die sich unter ihrem durch¬

schnittlichen Arbeitsverdienst versichern (§ 313

RVO.), haben keinen Anspruch auf (Mehr¬
leistungen), (auf Familienunterstützung), (haben
Anspruch auf Mehrleistungen nur, wenn sie

vor dem Unterstützungsfall bereits ... Monate,
...

Wochen der Kasse angehörten).44
Diese Bestimmung ist in der Fassung, daß

Mitglieder, die sich unter ihrem durchschnittlichen

Arbeitsverdienst versichern (§ 313 RVO.), keinen

Anspruch auf Mehrleistungen haben, in außer¬

ordentlich viel Kassensatzungen, auch in Groß¬

städten, übergegangen. Die Allgemeine Orts¬

krankenkasse in Halle a. S. hatte den Zusatz in

dieser Form auch aufgenommen. Das Oberversiche¬

rungsamt Merseburg strich ihn aber und verlangte seine

Beseitigung. Unseres Erachtens ebenfalls ganz mit

Recht. Die Absicht des Gesetzgebers ist es

zweifellos, den Weiterversicherern die gleichen
seitherigen Ansprüche, abgesehen von der Höhe

des Krankengeldes, zuzusichern. Wenn es anders

sein könnte oder sollte, so hätte das müssen bei

der großen Bedeutung der Frage im Gesetz zum

Ausdruck kommen. Die Voraussetzung für den

Empfang der Mehrleistung, daß die freiwillige
Versicherung dem durchschnittlichen Arbeits¬

verdienst entspricht, ist so unsicher und flüssig,
daß in der Praxis gar nichts damit anzufangen
wäre. Die Kassen haben gar keine Handhabe,
die Weiterversicherer zur Angabe ihres Arbeits¬

verdienstes anzuhalten. Und wenn sie schon be¬

stände: bei den Weiterversicherern, insbesondere

den in Frage kommenden Ehefrauen und kleinen

Gewerbetreibenden, ist der „Arbeitsverdienst44 so

schwankend und unberechenbar, daß er unmög¬
lich zur Maßgabe für die Lohnklasse genommen
werden kann.

Die Kassen sollten daher im eigenen Interesse

von selbst dazu kommen, diesen Kampf gegen
die freie Wahl der Lohnklassen aufzugeben.
Dieser Kampf gegen klare Bestimmungen des

Gesetzes schädigt nur ihr Ansehen als Institute

der Sozialpolitik, die sich ihrer Aufgaben bewußt

sind. Die Kassen werden durch die Beseitigung
dieser Beschränkungen auch keinen materiellen

Schaden haben.

Die sinngemäße Auslegung des § 313 RVO.

läßt nur eine Beschränkung der Freizügigkeit
der Weiterversicherer in den Lohnklassen zu.

Diese Beschränkung steht allerdings jener der
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Versicherung nach dem jeweiligen Arbeitsverdienst

entgegen. Die unseres Erachtens einzig mögliche

Beschränkung besteht darin, daß der Übertritt

„in eine niedere Klasse oder Lohnstufe44 nur

einmal, nämlich bei der Aufnahme der Weiter¬

versicherung gestattet ist. Ist hei der Fort¬

setzung der Mitgliedschaft die Wahl der Lohn¬

klasse getroffen, so kann sie später nicht mehr

beliebig verändert werden. Das ergibt sich aus

dem ganzen Wortlaut und Zusammenhang des

§ 313 Es ist daher unrichtig, wenn der große
Kommentar von Dr. Franz Hoffmann zum 2. Buch

der RVO. sagt, der Übertritt könne „jederzeit",
auch beliebig nach dem Zeitpunkt des Ausscheidens,

erklärt werden. Das wäre allerdings zu weit

gehend und ist vom Gesetzgeber offenbar auch

nicht gewollt. Diese jederzeit veränderliche Wahl

der Lohnklasse würde auch zu unabsehbarer

Weiterungen führen. Denn man müßte nicht nur

immer die Wahl nach unten hin, sondern auch

wieder nach oben und zwar bis zu jener Klasse

gestatten, der das Mitglied früher angehörte. Da

wäre aber alles widersinnig.
Wir zweifeln nicht daran, daß im Laufe der

Zeit manche Unebenheit, die sich jetzt noch in

der Anwendung der RVO. zeigt, durch die Ein¬

sicht der Kassenverwaltungen von selbst be¬

seitigt wird.

Kriegskrankenkassen.
Am 29. Oktober 1914 hielt in der „Gesellschaft

für soziale Medizin, Hygiene und Medizinal¬

statistik4* der Geh. Regierungsrat Prof. Dr. Mayet
einen Vortrag über „Kriegskrankenkassen", welcher

die größte Beachtung in weitesten Kreisen, ganz

besonders aber bei den Trägern der Arbeiter¬

versicherung verdient.

Der Redner ging davon aus, daß das Deutsche

Reich zur Sicherstellung seiner Zukunft einer zahl¬

reichen, gesunden, arbeitsstarken, gebärwilligen
und wehrfähigen Bevölkerung bedarf und deshalb

gesundheitliche Maßnahmen zum Besten der

Frauen, insbesondere aber der Wöchnerinnen,
für die Säuglinge und die heranwachsenden

Kinderscharen im Gesamtinteresse lägen. Der

Staat dürfe nicht verschwenderisch und rück¬

sichtslos junge Menschenleben zugrunde gehen
lassen, die ihm durch passende Maßnahmen er¬

halten bleiben können. Die Kriegsnot bedrücke

weite Kreise des Volkes, so daß sie unter¬

stützungsbedürftig geworden sind. Die bereits

in die Wege geleiteten Unterstützungen reichen

in besten Falle nur knapp zur Gewährung des

Lebensunterhalts und dem Schutze gegen Obdach¬

losigkeit. Sie genügen nicht, wenn Wochenbett,
Krankheit oder Todesfall in der Familie eintreten.

Dann drohe wirtschaftlicher Verfall und Ver¬

armung, physischer und moralischer Rückgang,
Gefährdung des öffentlichen Gesundheitszustandes,
Erhöhung der allgemeinen Sterblichkeit, ins¬

besondere der der Säuglinge, der Kinder und

der Wöchnerinnen. Für diese Sonderfälle der

Verschärfung der Kriegsnot bedürfe es einer

Sonderhilfe aus öffentlichen Mitteln. Diese soll

die Kriegskrankenkasse leisten. Zweck der¬

selben sei, den Familien der Einberufenen, den

Kriegserwerbslosen und ihren Familien bei Ver¬

schärfungen der Kriegsnot durch Wochenbett,
Krankheit oder Todesfall in der Familie Hilfe zu

gewähren. Die Hilfe soll nur an Unterstützungs¬
bedürftige erfolgen.

Die Wodienhilfe soll bestehen in:

a) 8 Wochen Wochengeld, von denen 14 Tage
vor der Entbindung liegen dürfen, täglich
BO Pf.; bei Fehlgeburt fällt das Wochen¬

geld fort;

I») in kostenloser Erweisung der Hebammen¬
dienste und der bei Schwangerschaftsbe¬
schwerden, bei der Niederkunft oder im
Wochenbett etwa erforderlich werdenden ärzt¬
lichen Behandlung; Fehlgeburten rechnen
zu den Niederkünften;

c) -«»lange die Wöchnerin ihr Neugeborenes
stilit, in einem Stillgeld von 30 Pf. täglich
bis längstens zum Ende der 39. Woche nach
der Niederkunft;

d) erforderlichenfalls Hauspflege auf die Dauer

von längstens 6 Wochen unter Einbehaltung
des Wochengeldes;

e) erforderlichenfalls, unter Zustimmung der

Wöchnerin, Unterbringung in einem Schwan¬

geren- oder Wöchnerinnenheim unter Ein¬

behaltung des Wochengeldes und des Still¬

geldes für die Tage der Unterbringung.
Als Familienhilfe soll die Kriegskrankenkasse

im Fall von Krankheit kostenlos gewähren:

a) ärztliche Behandlung;
b) Arznei und kleinere Heilmittel;

c) erforderlichenfalls, unter Zustimmung des

zeitweiligen HaushaltungsVorstandes, Haus¬

pflege auf die Dauer von längstens 6 Wochen;

d) erforderlichenfalls, unter Zustimmung des

zeitweiligen Haushaltungsvorstandes, Unter¬

bringung in einer Krankenanstalt auf die Dauer

von längstens 8 Wochen;

e) erforderlichenfalls, unter Zustimmung des

zeitweiligen Haushaltungsvorstandes, Unter¬

bringung in einem Genesungsheim oder Kur¬

aufenthalt auf die Dauer von längstens
H Wochen.

Das Sterbegeld soll betragen beim Tode:

a) der Familienmutter 30 Mk.;
b) des kriegserwerbslosen Familienvaters 30 Mk.;
c) eines Familienangehörigen 15 Mk.

Die unter Familienhilfe aufgezählten Leistun¬

gen der Kriegskrankenkasse werden von ihr auch

den männlichen oder weiblichen Kriegserwerbs¬
losen selber gewährt, gleichviel ob sie Familie

besitzen oder nicht.

Der Referent verlangt die Kriegskranken¬
kasse als eine Reichs-, nicht eine Qemeindeeinrichtung,
und begründet das damit, daß nur ein Teil der

Gemeinden durchaus leistungsfähig sei, das Reich

den Krieg führe und das Reich der Kriegs¬
krankenkasse zur Sicherheit seiner Zukunft be¬

dürfe. Die Arbeitslosigkeit sei nicht an die

Gemeindeangehörigkeit gebunden. Die Gemeinden

wollen aber nur arbeitslose Gemeindeangehörige
unterstützen. Grundsätzlich haben am Ende des

uns aufgedrungenen Krieges seine Urheber die

von ihnen verursachten Kriegskosten zu tragen;
hierzu müßten auch die Aufwendungen derKriegs-
krankenkasse gerechnet werden, deren einzige
Aufgabe sei, Verschärfungen der schon bestehen¬

den Kriegsnot entgegenzutreten, Verschärfungen,
welche durch Krankheit, Wochenbett, Todesfälle
in der Familie entstehen. Der Redner be¬

gegnet dem etwaigen Einwand, daß man die

Reichsfinanzen nicht noch neu belasten dürfe mit

dem Hinweis, daß es finanztechnische Hilfsmittel

gäbe, um die Last zu erleichtern. Er fordert zur
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Schaffung der Kriegskrankenkassen ein Reichs-

gesetZj das empfehlenswerter sei als die Be¬

schreitung des Weges der Landesgesetzgebungen.
Für eine Hilfstätigkeit, welche durch das ganze
Reich hin einsetzen soll, bedürfe es einer groß¬
zügigen Organisation überall derer, die die vor¬

gelegten Nachweise prüfen, die Höhe der Unter¬

stützungsbeträge, den Kreis der zur Wahl stehen¬
den Ärzte, Hebammen, Pfleger und Pflegerinnen,
Apotheken und Krankenanstalten bestimmen, die
Gelder zur Auszahlung bringen und buchen. Das
Deutsche Reich besitze in seinen reichsgesetz¬
lichen Krankenkassen, Versicherungs- und Ober¬

versicherungsämtern den vollständig fertigen
passenden Apparat für solche Hilfstätigkeit. Im

Kriegskrankenkassengesetz wäre vorzuschreiben,
daß reichsgesetzliche Krankenkassen mit den
Geschäften der Kriegskrankenkasse beauftragt
werden könnten. Die Oberversicherungsämter
hätten in jedem Versicherungsamtsbezirk eine

reichsgesetzliche Krankenkasse zu solcher Beauf¬

tragung auszuwählen. Die Unterstützungen der

Kriegskrankenkasse seien keine Armenunter¬

stützungen. Sie würden jedoch sicherlich den
Etat der Gemeindearmenverwaltungen entlasten.

Der Redner schließt mit der Hoffnung, daß
über den Weg der Kriegskrankenkasse mit ihrer
Wochen- und Familienhilfe nach dem Kriege
unserer Arbeiterschaft und der Frauenschaft in
dankbarer Anerkennung ihrer unvergänglichen
Verdienste um das Vaterland die große Wohltat
der Wochen- und der Familienhilfe beschieden
sein möge. Dann würde der Krieg auch auf
diesem Gebiet dauernd Gutes geschaffen haben.
Aus der kurzlebigen Institution der Kriegs¬
krankenkasse, die nur schier unerträgliche Ver¬

schärfungen der Kriegsnotstände bei den Arbeits¬
losen und ihren Familien und den Familien der

Einberufenen beseitigen sollte, wäre dann eine
dauernde Erweiterung der Regelleistungen der

reichsgesetzlichen Krankenkassen entsprossen.

Die nachfolgende Diskussion, an der sich unter

anderen die Reichstagsabgeordneten Molkenbuhr
und Wurm, der Direktor der Allgemeinen OKK.

Berlin, Albert Kohn, Frau Luise Zietz, Ge¬
heimrat Gottstein und Dr. Munter beteiligten, er¬

gab allgemeine Zustimmung zu den Vorschlägen
des Herrn Prof. Dr. Mayet. Geheimrat Franz

von Liszt, Stadtrat Flesch-Frankfurt a. M. und

Reichstagsabgeordneter Hoch hatten schriftlich

ihre Zustimmung zu den Leitsätzen des Herrn
Prof. Dr. Mayet zum Ausdruck gebracht.

Die Versammlung, zu der die Einladungen
von der „Gesellschaft für soziale Medizin etc."

ergangen waren, gab dem Vorstand dieser Gesell¬
schaft zum Schluß durch einstimmige Annahme

einer Resolution den folgenden Auftrag:

„Die Versammlung beauftragt den Vorstand

der „Gesellschaft für soziale Medizin, Hygiene
und Medizinalstatistik": die verbündeten Re¬

gierungen zu bitten, während der Dauer des

Krieges den Familien der Kriegsteilnehmer so¬

wie den Arbeitslosen, den Erwerbslosen und

ihren Familien im Falle der Bedürftigkeit, unter

Aufbringung der Mittel durch das Reich oder

durch die Gesamtheit derVersicherungsanstalten,
der Invaliden- und der Hinterbliebenenversiche¬

rung, durch reichsgesetzliche Krankenkassen

vermittelt, Krankenhilfe,Wochenhilfe und Sterbe¬

geld zu gewähren."

Der Vortrag steht hoch über all den „Reden
aus schwerer Zeit", die in den letzten Wochen

gehalten wurden. Es ist dringend zu wünschen,
daß seine Wirkungen über den Kreis der Teil¬

nehmer an dieser Versammlung hinausreichen
und sich zu einem Gesetzentwurf verdichten,
der dem Reichstage bei seiner nächsten Tagung
vorgelegt werden kann, damit ein Gesetz entstehe,
das wie kein anderes geeignet wäre, über die

schwere Zeit der Not, die durch den Krieg her¬

vorgebracht ist, einigermaßen hinwegzuhelfen.

Die Entwickelung des Kassenbeamtenredits seit dem

Inkrafttreten der Reichsversicherungsordnung.
(Fortsetzung des Vortrages des Justizrats Dr. Mayer auf dem Krankenkassentag in Darmstadt.)
Und nun ist zunächst sofort nach Inkrafttreten

der Reichsversicherungsordnung ein Streit darüber
in ganz Deutschland entstanden, was denn das
für Angestellte sind, die unter § 359 Abs. 1, also
die auf Lebzeit oder nach Landesrecht unwider¬

ruflich oder mit Anrecht auf Ruhegehalt angestellt
sind, fallen, und was denn das für Beamte sind,
die geschäftsleitenden Beamten, denen auf An¬

ordnung des Oberversicherungsamtes die Eigen¬
schaft eines Beamten zugeteilt werden muß. In

diesem Streite ist zunächst wieder einmal der

bekannte Kommentator zur Krankenversicherung
der Reichsversicherungsordnung, Geheimer Ober¬

regierungsrat Hoffmann, durch einen Aufsatz in

der Monatsschrift für Angestelltenversicherung
vorausgegangen; er pflegt ja in der Regel auf

dem Wege von Privataufsätzen dem Gedanken¬

gange der preußischen Staatsregierung vorauf¬

zugehen (Sehr richtig!) und öffentlich anzuzeigen,
was da kommen wird. Es ist zunächst der Streit

entstanden, ob jeder mit Anrecht auf Ruhegehalt
Angestellte, auch der auf Kündigung Angestellte,
unter die Beamtengruppe des §359 Abs. 1 fällt.

Hoffmann hat diese Frage natürlich bejaht und

erklärt: es stehen hier drei Gruppen von Beamten

selbständig neben einander: die auf Lebenszeit

Angestellten, die nach Landesrecht unwiderruflich

Angestelllten und die ob mit oder ohne Kündigung
mit dem Anrecht auf Ruhegehalt Angestellten.
Bald darauf hat diese Auffassung, die auch die

der preußischen Regierung geworden ist, zu einer

zweitägigen Verhandlung im Deutschen Reichs¬

tage und zwar in der Sitzung vom 11. und 12. Fe-
bruar 1914 geführt. Dort hat sich der Vertreter
der Reichsregierung, Herr Ministerialdirektor

Exzellenz Caspar, gleichfalls auf den Standpunkt
gestellt, daß die Worte „nach Landesrecht, „un¬

widerruflich44 oder „mit Anrecht auf Ruhegehalt4*
nicht Erklärung für die Worte „auf Lebenszeit

Angestellte sind, sondern daß hier in der Tat
drei Gruppen von Angestellten in Betracht kommen

und daß deshalb auch die unter Kündigung mit

Anrecht auf Ruhegehalt Angestellten oder die auf

Lebenszeit oder unwiderruflich Angestellten unter

unter den § 359 fallen. Ich darf hier nicht ver¬

schweigen, daß diese Erklärung nicht im Einklang
zu bringen ist mit den Erklärungen, die die Reichs¬

regierung bei Beratung des § 359 irr Reichstage
abgegeben hat. (Sehr richtig!) Die Entstehungs¬
geschichte des § 359 spricht für die Auffassung,
daß die mit Kündigung und mit Anrecht auf

Ruhegehalt Angestellten nicht unter den § 359
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Abs. 1 fallen. Der Wortlaut allerdings spricht für

die Auffassung der preußischen Regierung und

der Reichsregierung. Auch über den Begriff des

Geschäftsleiters ist ein Streit entstanden. Nach

meiner Auffassung kann man doch ernstlich

darunter nur die geschäftsführenden Beamten,

also die Verwaltungsdirektoren und die Abteilungs¬

vorsteher verstehen und sonst niemand. Aber

man hat auch nicht im Interesse dieser Beamten,

sondern um sie unter die Bestimmung des § 359

bringen zu können, dem Begriffe des Geschäfts¬

leiters eine ausdehnliche Auslegung zu geben

versucht.
Nachdem nun, wie bereits erwähnt, der Ge¬

heime Oberregierungsrat Hoffmann und Exzellenz

Caspar den Vorstoß gemacht hatten, kam alsbald

die preußische Regierung hintendran. Sie hat

zunächst durch Erlaß der beiden zuständigen
Minister vom 18. Februar 1914 die Bestimmung

getroffen, daß alle nach g 359 Abs. 1 Angestellten,
auch die mit Kündigung oder zugleich mit Anrecht

auf Ruhegehalt Angestellten künftighin die Rechte

und Pflichten der Gemeindebearnten erhalten, und

sie hat dazu den Erlaß eines Regulativs unter

dem I. April 1914 angedeutet, eines Regulativs,
das ganz unabhängig von der Dienstordnung im

allgemeinen Normen enthalten soll, denen künftig
diese zu Gemeindebeamten gestempelten An¬

gestellten, unterworfen sein sollen, denn die An¬

gestellten oder Beamten unterstehen nicht mehr der

Dienstordnung, sondern einem ganz unabhängig vom Vor¬

stand und Ausschuft der Krankenkassen von den staat¬

lichen Behörden erlassenen Regulativ. (Hört, hört!)
Aber damit war selbstverständlich die Tätig¬

keit der preußischen Regierung nicht erschöpft.
Sie hat dem Landtage den Entwurf eines Gesetzes,
betr. die Dienstvergehen der Beamten der Orts-,

Land und Innungskrankenkassen vorgelegt und

Grundlage dieses Entwurfs ein älteres Disziplinar¬

gesetz für die preußischen Gemeindebeamten vom

21. Juli 1852 gewählt. (Heiterkeit.) 1852! Wir

werden den Geist und die Wirkung des gesamten

Vorgehens der preußischen Regierung am besten

würdiger, und verstehen können, wenn wir den

(ieist dieser wundersamen Rechtsgedanken aus

dem Jahre 1859 in uns aufzunehmen uns bestreben.

(Sehr gut!) Ich will ganz davon absehen, daß die

Gemeindebeamten nach dem preußischen Ge¬

meindebeamtenrecht die Residenzpflicht, da^ heißt

die Pflicht des Wohnens in der Gemeinde, also

am Sitze der Krankenkassen haben, daß ihnen

Pflichten der Amtsverschwiegenheit, des Gehor¬

sams, der Unterordnung auferlegt sind. Ich will

Sie aber daran erinnern, daß jeder mit der Eigen¬
schaft eines Gemeindebeamten ausgezeichnete
Kassenbeamte die Pflicht zum Treueide hat, und

ich will Sie insbesondere an das Dienststrafrecht,
die Gestaltung der Dienstvergehen in diesem

Entwirf der preußischen Regierung erinnern.

Formell untersteht allerdings auch der Beamte

mit der Eigenschaft eines Gemeindebeamten der

Dienstaufsicht d^s Vorstandes; aber in Wirklich¬

keit ist Träger der Dienstgewalt die dazu be¬

rufene staatliche oder Gemeindebehörde, in erster

Linie der Landrat, in höchster Instanz allerdings
das Oberverwaltungsgericht. Also Staatsorgane
sind es in erster Linie, die die Dienstgewalt über diese

Bearrten haben, und zu den Dienstvergehen gehört
es, w^nn sich der Beamte durch sein Verhalten

in und außer dem Amte der Achtung, des An¬

sehens oder des Vertrauens, das sein Beruf er¬

fordert, unwürdig zeigt. Die Dienststrafen zer¬

fallen in Ordnungsstrafen und in die Dienstent¬

lassung. Zu den Ordnungsstrafen d<-> Entwurfs

zählen Verwarnung, Verweis, Geldbuße, Arrest bi

zu acht Tagen für niedrige Beamte. (Hört, hört

und Lachen.) Zwar hat das preußische Abge
ordnetenhaus diese Arreststrafen aus dem Ent

wurf gestrichen, aber das Herrenhaus hat dei

Entwurf der Regierung wieder hergestellt. (Zuruf
Das sieht ihm ähnlich!)

Infolgedessen ist der Entwurf an das Abge
ordnetenhaus zurückgelangt und kann erst in dei

Herbsttagung verabschiedet werden. Ich weil

nicht, ob das Abgeordnetenhaus sich der besseren

Einsicht des Herrenhauses anschließen und di"

Arreststrafen wieder einführen wird, auf alle

Fälle aber ist der Geist interessant, der über den

Wassern der Arreststrafen schwebt. Aber die

Arreststrafe allein tut es nicht. Viel wichtiger
ist die Kautschukbestimmung, daß der Beamte ent«

lassen werden kann in dem im Entwurf geordneten
Verfahren, wofür als höchste Instanz das Ober¬

verwaltungsgericht bestimmt ist, wenn er durch

sein Verhalten in oder außerhalb seines Amtes

sich der Achtung, des Ansehens und des Ver¬

trauens, das sein Beruf erfordert, unwürdig zeigt.
Diese Bestimmung steht seit dem Jahre 1852 im

preußischen Gemeindebeamtengesetz, und sie soll

nach dem Entwurf der bayerischen Regierung,
der gegenwärtig den bayerischen Landtag be¬

schäftigt, fast wörtlich auch in das künftige
bayerische Gemeindebeamtengesetz hinein. (Hört,

hört!) Wer die Geschichte dieser 60 Jahre alten

Bestimmung des preußischen Gemeindebeamten¬

rechts kennt, wer mit offenen Augen die Fälle

der Praxis auch nur in den letzten Jahrzehnten

mit Aufmerksamkeit verfolgt hat, der weiß, daß

sie das 6rab der staatsbürgerlichen Freiheit für die An¬

gestellten der Krankenkassen sind. (Sehr richtig!)
Was ist nicht alles unter Verletzung der Achtung,
des Ansehens und des Vertrauens, das das Amt

des Beamten erfordert, im Laufe einer klugen,
geschickten, vielfach ausgeklügelten Rechtsaus¬

legung gebracht worden! (Sehr gut!) Es ist ein

grundsätzlicher Irrtum derjenigen Angestellten¬
organisationen, die diese Entwicklung des Be¬

amtenrechts in den Krankenkassen lebhaft begrüßt
haben, daß sich diese Grundsätze nur gegen die

Sozialdemokratie richten. (Sehr richtig!) Sie

richten sich gegen alles, was im Staate auf dem

Gebiete des religiösen und politischen Lebens eine

freie Auffassung hat (Sehr wahr!), und in den

wechselnden Zeiten der letzten 60 Jahre hat man

mit diesen Bestimmungen den Kampf gegen alle

den herrschenden Klassen unbequemen Gemeinde- und

Staatsbeamten geführt. (Sehr richtig!) Ich brauche

diejenigen, die ihre Augen aufmachen wollen, aus

der allerletzten Zeit nur an den Fall — im doppelten
Sinne des Wortes gemeint des Bürgermeisters
Schücking von Husum erinnert, der bis heute noch

Mitglied der fortschrittlichen Volkspartei ist.

Ich brauche Sie nur daran zu erinnern, daß

im Laufe der Zeit gar viele, auch solche, die heute

zu den einflußreichsten im Staat und im Reiche

gehören, zu Reichs- und Staatsfeinden gestempelt
worden sind. Auch für das Zentrum schlugen
einst andere Stunden, und wenn es jetzt in

Bayern daran geht, dem Gemeindebeamtenrecht

dieselben Grundlagen zu geben, wie sie das

preußische Gesetz vom Jahre 1852 hat, so wird

es vielleicht mal am eigenen Leibe die Wirkungen
einer derartigen Gesetzgebung verspüren. (Sehr

gut!)
Steht denn nrcht der Weg, den die preußische

Gesetzgebung einschlagen will, mit dem Seist und

den Grundlagen der Reichsversicherungsordnung in unlös¬

barem diametralem Widerspruche? (Sehr richtig!) Diese
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Krage muß unbedingt bejaht werden. Steht nicht

i § 354 Abs. 6, letzter Satz, der grundlegende
-edanke geschrieben: „Eine religiöse oder po-
tische Betätigung außerhalb der Dienstgeschäfte
nd die Ausübung des Vereinsrechts dürfen,
»weit sie nicht gegen die Gesetze verstoßen,
cht gehindert werden und gelten an sich nicht

ls Gründe zur Kündigung oder Entlassung."
Als im Reichstag der Entwurf der Regierung

um Angestellten- und Beamtenrecht zur Beratung
tand, da hat die Mehrheit an dem Gedanken fest¬

gehalten, daß die religiösen und staatsbürgerlichen
fechte und die Freiheit des Vereinsrechts der

\ngestellten unbedingt gewährleistet werden

lüßten, und deshalb ist dieser Satz in den § 354

hineingekommen. Und wie sucht man nun jetzt
diesen Verfassungsgrundgedanken, darf ich wohl

agen, diese Magne Charta der Reichsversicherungs-
>rdnung zu umgehen und auszuschalten? Indem

man sagt: ja, der § 354, der allerdings den An¬

gestellten das Recht gewährleistet, religiös und

politisch nach ihrer Fasson selig zu werden und
ich frei zu koalieren, der gilt nur für Angestellte,
nicht aber für Beamte; es ist ein scharfer Unter¬
schied zwischen Angestellten und Beamten. Es ist
aber wahr, die Reichsversicherungsordnung unter¬

scheidet zwischen Angestellten und Beamten; es

ist aber nicht wahr, daß dieser Grundgedanke
des § 354 nicht auch für Beamten gilt, trotz dieser

Unterscheidung. Daß das nicht wahr ist, dafür

spricht die ganze Entstehungsgeschichte der

>ä§ 354 und 359. Es ist bedauerlich, außerordentlich

hedauerlich, daß diejenigen, die den § 354 letzten

Satz in die Reichsversicherungsordnung hinein¬

geschrieben haben, nicht gemerkt haben, daß

später unter Umständen dieses Recht der religiösen,
politischen und Vereinigungsfreiheit auf dem Um¬

wege einer künstlichen Auslegung wiederum zu

Boden geschlagen werden könne. Wer objektiv

und ruhig die Verhandlungen im Reichstage über
diese Bestimmungen liest, der muß sagen: jeder
derjenigen, die damals für die Gewährleistung
dieser Freiheitsrechte eingetreten sind, hat nichts
anderes gemeint und nichts anderes gewollt, als
daß diese Rechtsgarantie für alle Angestellten
ohne Ausnahme, ob sie nur Angestellte, oder ob
sie nur Beamte sind, hineingeschrieben werden

soll und hineingeschrieben werden muß. (Sehr
richtig!» Es ist eine Versündigung an dem heiligen
Geist der Grundsätze des § 354, wenn man auf
diesem Umwege die Freiheitsrechte zu rauben

sucht, die man den Angestellten der Kranken¬

kassen, und zwar in einer unverkennbar fort¬

schrittlichen, modernen Ausgestaltung des Be¬

amtenrechts, gewährt hat. (Sehr richtig!)
Aber wir müssen damit rechnen, daß das,

was die preußische Regierung will, auch Gesetz
wird. Dann wird gleich das große Problem ent¬

stehen, ob denn auch die Gesinnung, die Tätig¬
heit, die eine Reihe der Angestellten von Kranken¬
kassen bis zum Inkrafttreten dieser neuen Rechts¬

grundsätze an den Tag gelegt haben, ob denn
auch die dazu benutzt werden kann, auf dem

Umwege der Bestrafung und Dienstentlassung
diese Männer kaltzustellen. Da darf allerdings
hervorgehoben werden, daß das preußische Ober¬

verwaltungsgericht bisher in ständiger Recht¬

sprechung an dem Grundsatz festgehalten hat,
daß die Tätigkeit auf religiösem und politischem
Gebiet bis zum Inkrafttreten eines derartigen
Dienststrafrechts nicht dazu benutzt werden kann,
um den Beamten in ein Strafverfahren zu ver¬

wickeln. Ich kann auch nicht annehmen, daß das

Oberverwaltungsgericht an diesen seit Jahrzehnten
in ständiger Rechtsprechungfestgehaltenen Grund¬
lagen eine Änderung vornehmen wird, aber es

ist ja schließlich alles möglich. (Sehr richtig!)
iSchluti folgt.)

Verwaltung.
Aulstellung des Voranschlages für das Jahr

1915. Die Kassenverwaltungen haben sich gegen¬
wärtig mit den Vorarbeiten für den Voranschlag
des kommenden Jahres zu beschäftigen. Während

eine Anzahl Kassen bereits für das Jahr 1914

einen Voranschlag aufstellten, haben dies andere

Kassen unterlassen, weil der Voranschlag vor

Beginn des Geschäftsjahres aufgestellt sein muß,
wenn er überhaupt einen Zweck haben soll. Da

nun die Vorschrift über die Aufstellung eines

Voranschlages erst mit Beginn des Geschäftsjahres
in Kraft getreten ist, schien manchen Kassen

die Aufstellung eines Voranschlages entbehrlich.

Für das kommende Jahr muß jedoch überall dieser

Bestimmung entsprochen werden. Die Vor¬

schriften des Bundesrats über die Rechnungs¬
führung der Krankenkassen enthalten nun aber

keine Anweisungen über den Voranschlag. Man

wird aber immerhin die Erfahrungen des letzten

Geschäftsjahres zu Grunde legen müssen. Nun

mangelt es jedoch bisher an ausreichenden Er¬

fahrungen. Man kann rieht einmal mit Sicherheit

die Ergebnisse des ersten Halbjahres 1914 zu

Grunde legen, weil in den ersten Monaten infolge
der Umorganisation der Kassen abnorme Verhält¬

nisse vorlagen. Ganz ausgeschlossen aber ist es,
die Ergebnisse der Kriegsmonate als Grundlage
zu nehmen. Die Kassenverwaltungen haben also

keinen sicheren Anhalt für den Voranschlag.
Wird ein solcher jetzt aufgestellt, so wird er

wahrscheinlich den Verhältnissen des kommenden

Jahres nicht gerecht werden. Voraussichtlich wird
das Rechnungsergebnis des kommenden Jahres

günstiger werden, als nach den letzten Monaten
anzunehmen ist. Hierbei ist allerdings zu be¬

achten, daß diejenigen Kassen, bei denen die

Kriegsteilnehmer in erheblicher Zahl freiwillig
versichert sind, noch mit sehr großen Ausgaben
zu rechnen haben, namentlich wenn, wie dies
in einzelnen Fällen vorgekommen ist, die Gemeinde
für sämtliche Kriegsteilnehmer die Versicherung
in einer niedrigeren Lohnstufe vorgenommen hat.
Die sich hieraus ergebenden Einnahmen decken
bei weitem nicht die aus der freiwilligen Ver¬

sicherung entstehenden Ausgaben. Kassen mit

einem starken Stand freiwillig Versicherter haben

also ein ungünstiges Rechnungsergebnis zu er¬

warten.

Selbst wenn alle in Betracht kommenden

Momente in die Rechnung eingestellt werden

können, so wird doch der Voranschlag aller Wahr¬

scheinlichkeit nach ein unzutreffendes Bild geben
werden. Wird er ungünstiger, so muß man ent¬

weder zu einer Erhöhung der Beiträge, oder zu

einer Herabsetzung der Leistungen kommen,
soweit letzteres überhaupt noch möglich ist. Denn

der Voranschlag hat nicht etwa nur die Bedeutung,
der Kassenverwaltung Vollmacht für die Ein¬
nahmen und Ausgaben zu geben, sondern er bildet
auch die Grundlage für die Bemessung der Bei¬

träge und Leistungen. Es wäre also damit zu

rechnen, daß die Versicherungsämter auf Grund
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eines solchen Voranschlages Satzungsänderungen
verlangen. Dies kann aber nicht im Interesse

der Kassenverwaltungen wie der Mitglieder und

Arbeitgeber liegen. Nachdem die Satzung in der

letzten Zeit so vielfachen Änderungen unter¬

worfen war, ist es wirklich nötig, daß eine ge¬

wisse Stetigkeit Platz greift.
Ajs allen diesen Gründen wäre die Frage auf¬

zuwerfen, ob es nicht besser ist. wegen des Kriegs¬

zustandes von der Aufstellung eines Voranschlages über¬

haupt abzusehen. Allerdings schreibt die Satzung

zwingend vor, daß der Voranschlag aufzustellen

ist, aber in der jetzigen Zeit kann so manche

Vorschrift nicht wörtlich innegehalten werden.

Ist deshalb zu hoffen, daß dort, wo der Auf¬

stellung des Voranschlages große Schwierigkeiten
im Wege stehen, das Versicherungsamt damit ein¬

verstanden ist, wenn jene Vorschrift der Satzung
diesmal nicht erfüllt wird. Es empfiehlt sich des¬

halb, schleunigst die Meinung des Versicherungs¬

amtes hierüber einzuholen, denn dieses überwacht

die Innehaltung der gesetzlichen und satzungs¬

gemäßen Vorschriften. Außerdem muß allerdings
auch der Ausschuß seine Zustimmung geben, weil

ihm dadurch das wichtige Recht der Bewilligung
der Mittel genommen wird. Es müßte an Stelle

des Voranschlages vom Ausschuß beschlossen

werden, daß der Kassenvorstand gehalten ist,

die Einnahmen und Ausgaben nach Maßgabe der

Satzung in dem Umfange, wie sie unter Berück¬

sichtigung der Kriegsnotgesetze erforderlich sind,

vorzunehmen. Die Ordnung in der Kassenver¬

waltung wird dadurch nicht gestört. Denn wenn

der Voranschlag der Wirklichkeit nicht entspricht,
so muß er zur Erfüllung der gesetzlichen Auf¬

gaben der Krankenkassen doch überschritten

werden, während, wenn er zu reichliche Mittel

vorsieht, der Kassenvorstand nicht unbedingt die

zur Verfügung gestellten Mittel aufbrauchen muß.

Erlafi des preußischen Handelsministers

und des Landwirtschaftsministers vom 11. Ok¬

tober 1914 betr. Aufsicht Ober Krankenkassen.

(HMBl. S. 509.) — s. V. Z. S. 132. —

Die Durchführung des Erlasses vom 2. Mai

d. J. (HMBl. S. 223) stößt während der Kriegszeit,
namentlich bei den Versicherungsämtern, auf

Schwierigkeiten. Wir heben ihn daher auf und

behalten uns vor, die Angelegenheit nach Ablauf

des Krieges von neuem zu regeln. Bis dahin

überlassen wir es den Versicherungsämtern, die

Geschäfts- und Rechnungsführung der von ihnen

beaufsichtigten Krankenkassen nach eigenem
pflichtmäßigen Ermessen vorzunehmen.

Erlaß des preußischen Handelsministers

und des Landwirtschaftsministers vom 11. März

1914 betr. Einfluß der Eingemeindung auf all«

gemeine Ortskrankenkassen und Landkranken¬

kassen. (HMBl. 1914 S. 521.)
Die in eingemeindeten Gemeinden bestehen¬

den allgemeinen Ortskrankenkassen und Land¬

krankenkassen bleiben bei Eingemeindungen ur

verändert weiter bestehen, bis durch Vereinigun.
oder Ausscheidung die Grenzen der Kassei

bezirke mit den Grenzen der Gemeindebezirk

in Übereinstimmung gebracht werden. Nur aui

diesen Fall bezieht sich § 298 Abs. 1 Nr. 1 RVO

Einer Genehmigung der obersten Verwaltung¬
behörden nach § 226 Abs. 3 a. a. O. bedarf o

nicht, da sich diese Vorschrift nur auf die „Ei

richtung" von Kassen bezieht, deren Bezirk siel

über den des Versicherungsamts hinaus erstreckt

Die AnsprOche der zu den Fahnen ein¬

berufenen Kassenbeamten. Unter dieser Ober

schrift bringt die „Ortskrankenkasse44 Nr. 10 von

Herrn J. Fräßdorf eine Entgegnung auf unsem

Artikel in der »Volkstum!. Zeitschr." Nr. 17: Der

Krieg und die Krankenkassen.

Trotz dieser Ausführungen sind wir auch jetzt
noch nicht davon überzeugt, daß die Regelung
der Fürsorge der Allgem. OKK. in Dresden für

die Angehörigen der Kriegsteilnehmer als Idea!

anzusehen ist. Die staatliche bezw. von der Ge¬

meinde zu zahlende Unterstützung hat nach dem

Wortlaut des Gesetzes Bedürftigkeit zur Voraus¬

setzung. Die Tagespresse hat nun leider aus sehr

vielen Gemeinden melden können, daß über den

Begriff Bedürftigkeit sehr engherzige Auffas¬

sungen sich geltend gemacht haben und Zuwen¬

dungen aus dem Grunde versagt worden sind,
weil der Arbeitgeber gewisse Gehaltssätze weiter¬

zahlt. Die Musterbeispiele der Allgem. OKK.

Dresden treffen also nicht überall zu.

Auch die fristlose Entlassung der Angestellten
kann nach wie vor nicht die Zustimmung der An¬

gestellten finden. Mit der Entlassung fällt z. B.

auch der Anspruch auf Weiterversicherung bei der

staatlichen Angestelltenversicherung. Anderer¬

seits ist auch keine Gewähr dafür gegeben, daß

in allen Fällen die Wiederanstellung gewisser
Kassenbeamten erfolgen wird. Die Zusammen¬

setzung der Kassenvorstände, die Haltung der

AufSichtsinstanzen bürgt nicht immer dafür. Der

von Herrn Fräßdorf in seinem Artikel angeführte
Fall der Klage eines Beamten gegen die Allgem.
OKK. Dresden zeigt doch mit Recht, daß gewissen
Personen die Selbstverwaltung ein Dorn im Auge
ist. Sie suchen ständig nach Material, das gegen
die Selbstverwaltung spricht. Girren diese doch

nach restloser Übertragung der Beamteneigenschaft
an die Kassenangestellten. Unser Hinweis auf

den Schutz der Selbstverwaltung, auf die Gehalts¬

fürsorge in Reich, Staat und Gemeinde war also

durchaus nichts weniger als nicht angebracht.
Was aber unsere Ausführungen mit der An¬

nahme des Notgesetzes im Reichstage am 4. August
1914 zu tun haben sollen, erscheint uns unerfindlich,

zumal Herr Frißdorf über den Verfasser unserer

Ausführungen nicht unterrichtet ist, wenn er sich

auch diesen Anschein gibt.

Rechtsprechung.
Grundsätzliche Entscheidungen des

Reichsversicherungsamts.
Gh. Zur Auseinandersetzung zwischen den beteiligten

Kassen. Der 3. Abschnitt des 2. Buches der RVO.

behandelt die Träger der Krankenversicherung;
und der letzte, 7. Teil dieses Abschnitts enthält

die Bestimmungen über Vereinigung, Ausschei¬

dung, Auflosung Schließung der Kassen. Hier

schreibt § 285 vor, daß bei der Vereinigung von

Kassen eine Auseinandersetzung zwischen den

beteiligten Kassen nach den in den nächsten

Paragraphen folgenden Bestimmungen stattfindet.

Schließlich besagt § 298, daß eine Auseinander¬

setzung zwischen den beteiligten Kassen auch

dann stattfindet, wenn

1. sich Kassenbezirke durch andere Abgrenzung
der Verwaltungsbezirke ändern,
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2. in einem Bezirk, wo bisher keine Allgemeine
Orts- oder keine Landkrankenkasse bestand,
eine Kasse dieser Art gebildet wird,

3. aus einer Allgemeinen Orts- oder einer Land¬
krankenkasse eine neue Krankenkasse der¬

selben Art ausgeschieden wird,
4. die Angehörigen desselben Gewerbszweigs

oder derselben Betriebsart nach Mehrheits¬
beschluß beantragen, aus einer zugelassenen
besonderen Ortskrankenkasse auszuscheiden;

5. von mehreren Betrieben eines Arbeitgebers,
für die eine gemeinsame Betriebskranken¬
kasse besteht, einer in anderen Besitz über¬

geht und einer der beteiligten Arbeitgeber
das Ausscheiden beantragt,

6. ein Arbeitgeber mit seinen Betrieben aus

einer zugelassenen gemeinsamen Betriebs¬
krankenkasse ausscheidet,

7. ein Teil der Mitglieder aus einer Innungs¬
krankenkasse ausscheidet, weil der Mitglieder¬
kreis der Innung anders abgegrenzt oder
eine Zwangsinnung errichtet wird,

8. eine Innung beantragt, aus einer zugelassenen
gemeinsamen Innungskrankenkasse auszu¬

scheiden.

Die Auseinandersetzung zwischen den be¬

teiligten Kassen ist deshalb sehr wichtig, weil

auf die aufnehmende Kasse nach § 288 die Rechte

und Pflichten der aufgenommenen Kasse über¬

gehen. Die aufnehmende Kasse kann daher durch

die Aufnahme sehr belastet werden. Dann wird

die Kasse bei der Auseinandersetzung einen ent¬

sprechenden Anteil an dem Vermögen der andern

Kasse fordern müssen.

Hierauf berief sich eine Betriebskrankenkasse
in dem folgenden Fall: Eine Firma beantragte
die Zulassung ihrer Betriebskrankenkasse, die

nur einen Teil ihrer Betriebe umfaßte. Das

Oberversicherungsamt ließ die Betriebskranken¬

kasse nur dann zu, wenn die Kasse auf sämtliche

Betriebe der Firma ausgedehnt werde. Dem hat

sich die Firma gefügt. Darauf beantragte sie

aber die Auseinandersetzung zwischen ihrer Be¬

triebskrankenkasse und einer besonderen Orts¬

krankenkasse, der die ihr durch das Oberver¬

sicherungsamt aufgezwungenen Mitglieder bisher

angehört haben. Zur Begründung machte sie

geltend: Diese Mitglieder belasten die Betriebs¬

krankenkasse beträchtlich; sie haben aber zu

dem Vermögen der Betriebskrankenkasse bis zu

ihrem übertritt nichts beigetragen, dagegen seien

für sie in dieser Zeit die nicht geringen Beiträge
an die Ortskrankenkasse gezahlt worden.

In der RVO. steht nichts davon, daß die Aus¬

einandersetzung stets dann erfolgen soll, wrenn

solche Billigkeitsgründe vorliegen. Vielmehr sind

in den §§ 285, 298 die Fälle aufgeführt, in denen

die Auseinandersetzung stattzufinden habe.

Freilich konnte sich die Betriebskrankenkasse

darauf berufen, daß in den aufgeführten Fällen

die Auseinandersetzung gerade aus den Gründen

vorgeschrieben sei, die auch in dem jetzigen
Streitfall geltend gemacht werden.

Trotzdem hat das Reichsversicherungsamt die

Auseinandersetzung abgelehnt.*) Es hebt in der

Begründung seiner Entscheidung hervor, daß

nach der Begründung des Regierungsentwurfs
bei der Neuerrichtung einer Betriebskranken¬

kasse keine Auseinandersetzung stattfinden soll.

In der Tat heißt es in der Begründung S. 182/3:

*) Amtl. Nachrichten des Reichsversicherungs¬
amts 1914 S. 724 Z. 1902.

„Wenn eine Betriebs- oder Innungskranken¬
kasse errichtet wird, so scheiden deren Mit¬

glieder aus der Allgemeinen Orts- oder Land¬

krankenkasse aus; aber es gehen, außer den

Ansprüchen nach § 225 — jetzt § 212: An¬

sprüche der erkrankten Mitglieder — keine

Pflichten oder Rechte der alten Kasse auf die

neue über; es findet daher keine Auseinander¬

setzung statt.u

Diesen Darlegungen ist von keiner Seite

während der ganzen Beratung widersprochen
worden. Demnach kann davon nicht die Rede

sein, daß im § 298 nur vergessen worden sei,
diesen Fall unter den Fällen aufzuführen, in

denen eine Auseinandersetzung notwendig ist.

Endlich liegt ein zwingender Grund vor für

den Ausschluß der Auseinandersetzung in diesem

Fall. Die Errichtung einer Betriebskrankenkasse

ist, wenn die Voraussetzungen dafür erfüllt sind,
dem Belieben des Geschäftsinhabers überlassen.

Müßte bei der Errichtung einer Betriebskranken¬

kasse die Auseinandersetzung erfolgen, dann

würde sich der Geschäftsinhaber zwar hüten,
durch die Errichtung einer Betriebskrankenkasse
die Schulden einer schlecht stehenden Orts¬

krankenkasse auf sich zu nehmen; dagegen wäre

ein großes Vermögen einer gut stehenden Orts¬

krankenkasse ein starker Anreiz dafür, daß der

Geschäftsinhaber eine Betriebskrankenkasse er¬

richtet und auf sie dadurch einen Teil dieses

Vermögens überträgt. Der Ausschluß der Aus¬

einandersetzung ist daher in derartigen Fällen

durchaus berechtigt.
Der Geschäftsinhaber hatte sich jedoch noch

darauf berufen, daß er seine Betriebskranken¬
kasse auf Veranlassung der Aufsichtsbehörde aus¬

gedehnt habe. Darauf antwortete das Reichs¬

versicherungsamt zutreffend: Glaubte der Ge¬

schäftsinhaber, daß das Verlangen der Aufsichts¬

behörde, die Kasse müsse ihren Mitgliederkreis
erweitern, unberechtigt war, so hätte er sich da¬

gegen beschweren können. Mit dem Anspruch
auf die Auseinandersetzung aber hat das nichts

zu tun. —

Von der Beschwerde gegen die Anordnungen der

Aufsichtsbehörde. Das Versicherungsamt hat nach

der RVO. nur zu oft das Recht, mit seinen Ent¬

scheidungen in die Geschäftsführung der Kassen

einzugreifen. Gegen die Entscheidungen des

Versicherungsamts in erster Instanz ist nach

§ 1792 Beschwerde an das Oberversicherungsamt
und gegen die Entscheidungen des Oberversiche¬

rungsamts endlich nach § 1797 die weitere Be¬

schwerde an das Reichs- oder Landesversiche¬

rungsamt zulässig, soweit im Gesetz nichts

anderes vorgeschrieben ist.

Der Vorstand einer Ortskrankenkasse hatte

beschlossen, die Wahl der Arbeitervertreter zum

Ausschuß in dem ersten Jahre im Gewerkschafts¬

haus stattfinden zu lassen. Das Versicherungs-
amt verlangte von der Kasse, daß sie ein anderes

Wahllokal bestimme, das möglichst im Mittel¬

punkt der Stadt liegt, und in dem nicht sozial¬

demokratische Versammlungen stattfinden.

Der Kassenvorstand fügte sich am 18. No¬

vember dieser Anordnung, beschwerte sich aber

am 29. November und beantragte, daß das Ober¬

versicherungsamt die Verfügung des Versiche¬

rungsamts für ungültig erkläre, damit es für

künftige Fälle feststeht, ob das Versicherungs-
amt so in das Selbstbestimmungsrecht eingreifen
dürfe. Das Oberversicherungsamt wies die Be¬

schwerde zurück. Das Reichsversicherungsamt
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aber lehnte es überhaupt ab*), zu prüfen, ob eine

derartige Verfügung des Versicherungsamts zu¬

lässig sei. Dadurch, so heißt es in der Begrün¬

dung, daß der Kassenvorstand sich der Anordnung
des Versicherungsamts gefügt hat, ist die Sache

für die Kasse erledigt; und in einer erledigten
Sache liegt kein Grund zu einer Beschwerde

mehr vor. Insbesondere kann eine Beschwerde

nicht eingelegt werden, lediglich um eine für

künftige Fälle maßgebende Entscheidung der

höheren Stellen herbeizuführen.

Auf denselben Grundsatz berief sich das

Reichsversicherungsamt in einem andern Falle,

der sich auf die Anstellung eines Kassenbeamten

bezieht/*) In einer Kasse sollte ein Kassen- und

Rechnungsführer angestellt werden. Die beiden

Gruppen im Vorstand konnten sich nicht über

die Anstellung verständigen. Schließlich ent¬

schied der Vorstand die Sache in einer Sitzung,
an der ein Vorstandsmitglied nicht teilnehmen

konnte, weil es verreist war. Das Vorstands¬

mitglied hatte bereits in der Sitzung vorher mit¬

geteilt, daß er auf einige Tage verreisen werde.

In der entscheidenden Sitzung beantragten die

Vertreter der Unternehmer, daß wegen der Ab¬

wesenheit des einen Vorstandsmitglieds die Wahl

des Beamten vertagt werde. Das lehnten aber

die Arbeitervertreter ab. Das Versicherungsamt
beanstandete den darauf gefaßten Beschluß über

die Anstellung des Beamten, weil die Anstellung
nicht so eilig gewesen sei, überdies sich der

kommissarische Vorsitzende zu Unrecht der Ab¬

stimmung enthalten hätte. Zugleich ordnete das

Versicherungsamt an, daß der Vorstand über die

Besetzung der Stelle von neuem beschließe. Dem

kam der vorstand nach. Darauf beschwerten sich

die Arbeitervertreter über jene Anordnung des

Versicherungsamts.
Auch hier lehnte schließlich das Reichsver¬

sicherungsamt die Prüfung der Beschwerde ab,
weil die Sache bereits dadurch erledigt sei, daß

der Vorstand tatsächlich der Anordnung des Ver¬

sicherungsamts nachgekommen ist. Die Beschwerde

kann nur die Aufhebung oder Änderung der An¬

ordnung bezwecken; diese Maßnahmen kommen

aber nicht mehr in Frage, wenn die Anordnung
befolgt ist.

Außerdem erklärte das Versicherungsamt die

Beschwerde deshalb für unzulässig, weil sie nicht

durch einen Beschluß des Vorstandes, sondern nur

von einem Teil der Vorstandsmitglieder eingelegt
worden ist. Damit hat das Reichsversicherungs¬
amt eine frühere Entscheidung bestätigt, die nicht

ohne Widerspruch geblieben ist.

Maßgebend für die Ansicht des Reichsver-

sicherungsamts ist die Auffassung: Wenn ein Teil

der Vorstandsmitglieder sich beschweren darf,
müßte auch jedes einzelne Vorstandsmitglied
dieser Recht haben. Das wäre aber mit den

Grundsätzen einer ordnungsmäßigen Kassenver¬

waltung unvereinbar. Demgegenüber kommt aber

nach der entgegengesetzten Auffassung die Not¬

wendigkeit in Betracht, daß auch die Minderheit
im Vorstand das Recht hahe, festzustellen, ob

Hne Maßnahme dem Gesetz entspricht oder nicht;
und diese Notwendigkeit ist wichtiger als jene
Furcht des Reichsversicherungsamts.

Wie dem aber auch immer sei: solange das

Reichsversicherungsamt seine jetzige Auffassung
aufrecht erhält, ist sie maßgebend. Deshalb ist
in solchon Fällen auf beide Voraussetzungen zu

#) Amtliche Nachrichten 1914 S. 736 Z. 1911.

##) Amtliche Nachrichten 1914 S. 737 Z. 1612.

achten: der Vorstand darf einer Anordnung, über
die er sich beschweren will, nicht nachkommen
und muß ausdrücklich beschließen, daß die Be

schwerde im Namen des Vorstandes eingelegt
werden soll.

-r. Ober die Gültigkeit eines verspätet ein¬

gegangenen Wahlvorschlags läßt sich der Be¬

schlußsenat der Abteilung für Kranken-, Invaliden-

und Hinterbliebenenversicherung des Reichsver-

rungsamts in den folgenden auch den Tatbestand

wiedergebenden Urteil vom 28. Juli 1914 wie

folgt aus:

Das Königliche Versicherungsamt in K. hat

am 23. Dezember 1913 für die Neuwahl der Ver¬

treter der Versicherten im Ausschuß der Allge¬
meinen Ortskrankenkasse des Kreises O. das

Wahlausschreiben erlassen, in dem als Wahltag
Donnerstag der 12. Februar 1914 bestimmt und

gleichzeitig bekanntgegeben wurde, daß neben

dem von dem Königlichen Versicherungsamt
anstelle des Vorstandes aufgestellten Wahlvor¬

schlag (mit der Ordnungsnummer 1) etwa einzu¬

reichende weitere Wahlvorschläge spätestens vier

Wochen vor dem Wahltage einzureichen seien.

Daraufhin ist dem Königlichen Versicherungsamt
ein weiterer Wahlvorschlag (Wahlvorschlag 2)
überreicht worden, der an erster Stelle den

Namen E. M. mit dem Zusatz „Vorschlagsvertreteru
trug. Die Übersendung erfolgte durch einge¬
schriebenen Brief, der am 13. Januar 1914 in W.

zur Post gegeben wurde und am folgenden Tage
bei dem Postamt in K. einging. Der Postabliefe¬

rungsschein ist am gleichen Tage (14. Januar 1914)
von dem Kreissekretär unterschrieben und der

die Vorschlagsliste 2 enthaltende Brief am nächsten

Tage von dem Kreisboten abgeholt und dem Ver¬

sicherungsamt übergeben worden, worauf die

Vorschlagsliste mit dem Eingangsvermerk „Ein¬

gegangen den 15. Januar 1914U versehen wurde.

Mit Verfügung vom 21. Januar 1914 hat hierauf

das Versicherungsamt in Vertretung des noch

nicht gewählten Kassenvorstandes dem Vorschlags¬
vertreter eröffnet, daß die Wahlvorschlagsliste 2

erst am 15. Januar 1914 in den Geschäftsgang des

Königlichen Versicherungsamts gelangt, also ver¬

spätet eingereicht und daher nach § 8 Abs. 5 der

Wahlordnung der Kasse ungültig sei. In einer

Bekanntmachung vom 23. Januar 1914 hat das

Versicherungsamt ferner darauf hingewiesen, daß,
da außer der Vorschlagsliste 1 gültige Wahlvor¬

schläge nicht eingegangen seien, die in diesem

Wahlvorschlag aufgeführten Versicherten als ge¬
wählt gelten, und daß deshalb die auf den 12. Fe¬

bruar 1914 angesetzte Wahl aufgehoben werde.

Gleichzeitig wurde bekanntgegeben, daß die Fest¬

stellung des Wahlergebnisses nach § 20 der Wahl¬

ordnung der Kasse innerhalb 14 Tagen beim

Königlichen Versicherungsamt angefochten werde;i

könne. Diese Bekanntmachung ist in der Nr. 21

des Kreisblattes vom 25. Januar 1914, das am Nach¬

mittag des vorhergehenden Tages ausgegeben
wurde, veröffentlicht worden. In einem am 26. Ja¬

nuar 1914 eingegangenen Schriftsatz vom 25.

gleichen Monats wurde namens des Wahlvor¬

schlagsvertreters bei dem Königlichen Versiche¬

rungsamt wegen Nichtzulassung der eingereichten
Vorschlagsliste Beschwerde eingelegt mit der

Begründung, die Liste sei rechtzeitig eingereicht
worden, beantragt, die eingereichte Vorschlagsliste
für gültig zu erklären. Auf diese Eingabe erteilte

der Vorsitzende des Königlichen Versicherungs-
amts am 14. Februar 1914 den Bescheid, daß er

sich nach Piüfung der Rechtslage nicht in der
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Lage sehe, von Aufsichtswegen den Vorstand zur

Vnerkennung des rechtzeitigen Eingangs der

WahlVorschlagsliste 2 zu veranlassen, weil er —

ius den in der Verfügung näher dargelegten Grün¬

den — die Liste gleichfalls als verspätet eingereicht
betrachte. Gegen diese Entscheidung legte der

Vertreter des Wahlvorschlagsvertreters mit

Schriftsatz vom 17. Februar 1914 Beschwerde bei

dem Königlichen Oberversicherungsamt Potsdam

mit dem Antrag ein, die Wahlvorschlagsliste 2

für rechtzeitig eingegangen zu erklären und das

Versicherungsamt anzuweisen, eine ordnungs¬
mäßige Wahl vornehmen zu lassen. Das Ober¬

versicherungsamt wies durch Entscheidung vom

7. März 1914 die Beschwerde zurück. Es ist der

Ansicht, daß die Zurückweisung eines Wahlvor¬

schlags wegen verspäteter Einreichung nur durch

eine Anfechtung der Gültigkeit der Wahl selbst

angefochten werden könne; eine solche Anfech¬

tung habe aber nicht stattgefunden. Gegen diese

Entscheidung hat der erwähnte Vertreter mit

Schriftsatz vom 16. März 1914 die weitere Be¬

schwerde an das Reichsversicherungsamt ein¬

gelegt. Er ist der Ansicht, daß die Eingabe vom

J4. Januar 1914 als Beschwerde gegen die Gültig¬
keit des Wahlergebnisses anzusehen sei.

Es kann hier dahingestellt bleiben, ob gegen

die Zurückweisung einer Wahlvorschlagsliste
durch den Kassenvorstand ein besonderes Rechts¬

mittel gegeben ist oder ob nur die Wahl als

solche angefochten werden kann. Denn die Be¬

schwerdeführerin hat auch die Wahl selbst ange¬

fochten. Inbesondere muß schon die erste an

das Versicherungsamt gerichtete Beschwerde¬

schrift vonh 24. Januar 1914 nach Sinn und Zweck

als eine Wahlanfechtung angesehen werden, da

damals das Wahlergebnis bereits festgestellt und

bekanntgegeben war, die zurückgewiesene Wahl¬

vorschlagsliste 2 also nur bei erneuter Feststellung
des Wahlergebnisses berücksichtigt werden konnte.

Die auf diese Beschwerde von dem Versicherungs-
amt erlassene Verfügung vom 14. Februar 1914

ist eine Entscheidung der nach § 33 RVO. zu¬

ständigen Aufsichtsbehörde der Kasse in dem

Streit über die Gültigkeit der Wahl der Aus¬

schußmitglieder der Kasse (zu vergleichen Hanow,

Kommentar zur Reichsversichungsordnung, 1. Bd.

3. Aufl. Anm. 7 zu § 33). Diese Entscheidung ist

von der Beschwerdeführerin durch Beschwerde

an das Oberversicherungsamt und die Entschei¬

dung des Oberversicherungsamts durch weitere

Beschwerde an das Reichsversicherungsamt frist-

und formgerecht angefochten worden (zu vergl.
§§ 1792, 1797 RVO.). Die hiernach formell zu¬

lässige weitere Beschwerde ist aber auch sachlich

begründet. Denn der Wahlvorschlag 2 ist nicht,
wie das Versicherungsamt angenommen hat, ver¬

spätet eingreicht worden. Die Frist für die Ein¬

reichung der Wahlvorschläge endigt nach § 5

Abs. 2 der Wahlordnung der Kasse vier Wochen

vor dem Wahltage. Diese Bestimmung der Wahl¬

ordnung ist dahin zu verstehen, daß zwischen

dem letzten Tage, an dem Wahlvorschläge ein¬

gereicht werden können, und dem Wahltag eine

Frist von vollen vier Wochen liegen muß (zu ver¬

gleichen die Entscheidung desReichsversicherungs-
amts, Abteilung für Unfallversicherung, Erster

Beschlußsenat, 25. Juni 1914 — I 44 13 - ). Die

Wahlvorschlagslisten waren, wie auch das Ver¬

sicherungsamt zutreffend angenommen hat, spä¬
testens am 14. Januar 1914 bei dem Kassenvor¬

stande, hier dem Versicherungsamt, einzureichen.

Als eingereicht gilt ein Schriftstück dann, wenn

es bei der zuständigen Stelle eingegangen ist, so

daß diese die Möglichkeit hat, über das Schreiben

zu verfügen. Diese Möglichkeit liegt bei Ein¬

schreibesendungen — um eine solche handelt es

sich hier — dann vor, wenn der Postablieferungs¬
schein übe: den das Schreiben enthaltenden Ein¬

schreibebrief an die beteiligte Dienststelle gelangt
ist; sie erhält damit die Verfügungsgewalt über

den Brief (zu vergl. Hanow, Anm. 4e zu § 129).
Da der Postablieferungsschein am 14. Januar 1914

von dem Kreissekretär unterschrieben worden

ist, muß die Wahlvorschlagsliste als an diesem

Tage bei dem Versicherungsamt eingereicht gelten,
obwohl der die Liste enthaltende Brief erst am

anderen Tage durch den Kreisboten von der Post

abgeholt worden ist. Die rechtzeitig eingereichte
Wahlvorschlagsliste 2 durfte also nicht als un¬

gültig zurückgewiesen, sondern mußte bei Fest¬

stellung des Wahlergebnisses berücksichtigt wer¬

den. Da dies nicht geschehen ist, war die auf Grund

des § 9 der Wahlordnung ohne Stimmabgabe er¬

folgte Wahl für ungültig zu erklären. Die Ent¬

scheidungen der Vorkistanzen unterlagen daher

der Aufhebung. Das Wahlergnis ist unter Be¬

rücksichtigung der Wahlvorschlagsliste 2 erneut

festzustellen. (Aktenzeichen II K 396 14).
E. Erwerb einer testen Arbeitsstätte durch

Schichtwechsel in fester Wohnung trotz beruf¬

licher Tätigkeit in wechselnden Orten. (Entsch.
des Vorsitzenden des Versicherungsamts Bremer¬

haven vom 25. August 1913. — J. Nr. VII 212.)
Aus den Granden: Der Versicherungsinspektor

K. muß als Reisender einer Versicherungsgesell¬
schaft sowohl in Bremerhaven wie in den benach¬

barten Orten Versicherungsgeschäfte erledigen.
Zu Unrecht sieht die Allgemeine Ortskrankenkasse

hierin eine Beschäftigung, die nach der Natur des

Gewerbebetriebes an wechselnden Orten vor¬

genommen wird. Da K. in Bremerhaven eine feste

Wohnung hat, in welcher er seinen Schriftwechsel

mit der Versicherungsgesellschaft im wesent¬

lichen erledigt, erwirbt er in Bremerhaven eine

feste Arbeitsstätte. Damit wird Bremerhaven

Beschäftigungsort im Sinne § 5 KVG. Dem steht

nicht hindernd im Wege, daß K. vielleicht den

größten Teil seiner beruflichen Tätigkeit nicht

in Bremerhaven, sondern in wechselnden Orten

zubringt. (Vgl. Arbeiterversorgung 25, Seite 320.)
Krankengeld für Verwundete. Die wichtige

Frage, ob Verwundete Anspruch auf Krankengeld
haben, ist vom Karlsruher Versicherungsamt be¬

jaht worden. Ein Arbeiter, der bis zum 31. Juli

Kassenmitglied gewesen, dann eingezogen und

verwundet worden war, forderte Krankengeld.
Die Kasse verweigerte jedoch die Zahlung, weil

erstens der § 214 RVO. für Kriegsteilnehmer nicht

gelte, und weil zweitens dem Verwundeten kein

Arbeitsverdienst entgehe. Das Versicherungsamt
hat dazu ausgeführt: „Wenn überhaupt der Nach¬

weis einer wirklichen Schädigung notwendig sein

sollte, dann dürften ja die freiwillig Versicherten,

die überhaupt nicht erwerbstätig sind, auch nicht

Krankengeld beziehen, wenn sie krank werden.

Allein maßgebend ist die Tatsache, daß überhaupt

Arbeitsunfähigkeit vorliegt. Zwar hat das württem¬

bergische Oberversicherungsamt in einem Rund¬

schreiben darauf hingewiesen, daß an verwundete

Kriegsteilnehmer Krankengeld nicht zu zahlen sei,

weil ihnen kein Arbeitsverdienst entgehe. Aber

diese Auffassung ist darum abzuweisen, weil das

Gesetz sie gar nicht vorgesehen hat. Das Gleiche,

was im Friedensdienst beim Militär gilt, muß auch

für den Kriegsdienst gelten. Die Kriegslöhnung
bedeutet kein Arbeitsentgelt, denn wir haben

nicht Söldner, die für den Kriegsdienst bezahlt

werden, sondern Verteidiger des Vaterlandes.

Der Anspruch auf Krankenversicherung kann auch
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nicht ruhen, so lange der Kranke auf Kosten der

Militärverwaltung im Lazarett volle Verpflegung
erhält, denn die Fälle, in denen der Anspruch
ruht, sind durch die Versicherungsordnung er¬

schöpfend geregelt, ohne daß auf diesen Fall

Rücksicht genommen worden wäre. Nun ließe

sich noch der § 184 heranziehen, nach dem das

Krankengeld versagt werden kann, weil der Ver¬

sicherte Kur und Verpflegung in einem Kranken¬

hause erhält. Aber auch dieser Paragraph kommt

hier nicht in Betracht, denn diese Verpflegung
ist nicht eine Krankenhilfe der Krankenkasse,

sondern ausschließlich das Werk der Militärver¬

waltung." Demgemäß hat das Versicherungsamt
den Anspruch des Verwundeten auf Krankengeld
für begründet erklärt.

Soziale Chronik.

Die Baugenossenschaften in Preußen und

ihre Tfltigkeit. In den kürzlich von der

preußischen Zentralgenossenschaftskasse heraus¬

gegebenen „Mitteilungen zur deutschen Genossen¬

schaftsstatistik für 191244 (XLI. Ergänzungsheft
zur „Zeitschrift des Königlich preußischen
Statistischen Landesamts44) ist ein besonderer

Abschnitt den Baugenossenschaften in Preußen,
ihrer Verbreitung und ihren Leistungen gewidmet.
Nach dessen Angaben waren in Preußen im Jahre

1911 unter den 16953 Genossenschaften aller Art

mit 2 910 333 Mitgliedern 730 eigentliche Wohnungs¬
und Baugenossenschaften mit 154 281 Mitgliedern
(d. s. 4,31 Proz. der Genossenschaften und 5,30 Proz.

der Mitglieder). Sie verteilten sich ihrem Sitze

nach, der aber nicht immer auch der Wohnsitz

der Mitglieder ist, mit 594 auf 378 Stadtgemeinden
und mit 136 auf 129 Landgemeinden. Von den

preußischen Gemeinden mit mehr als 10000 Zivil¬

einwohnern hatten 128 (55 Stadt- und 73 Land¬

gemeinden) keine Baugenossenschaften, d. h. waren

nicht Sitz von solchen; darunter befindet sich

freilich eine Anzahl großer und sehr großer Vorort¬

gemeinden von Berlin, in denen gleichwohl die

baugenossenschaftliche Tätigkeit nicht fehlt, aber

von Berliner usw. Genossenschaften ausgeübt wird.

Umgekehrt finden sich auch wieder in kleineren

Gemeinden Baugenossenschaften. In den Größen¬

klassengruppen der Gemeinden ist dies ver¬

schieden; namentlich zeigten sich große Unter¬

schiede in dem Verhältnis der Mitgliederzahl zur

Einwohnerzahl. Beispielsweise kamen auf je
10000 Zivileinwohner in Gemeinden mit 2000 bis

3000 23 Baugenossenschaftsmitglieder (in Stadt-

gemeinden 37, in Landgemeinden 11), in Ge¬
meinden mit 5000 bis 10000 Einwohnern schon
49 (St. 64, L. 32), in Gemeinden mit 10000 bis
15000 71 (St. 90, L. 34), in Gemeinden mit 15000
bis 20000 51 (St. 72, L. 13), in Gemeinden mit

20000 bis 30000 80 (St. 89, L. 56), in Gemeinden
mit 30000 bis 40000 88 (St. 104, L. 30), in Ge¬

meinden mit 40000 bis 50000 35 (St. 60, L. 0), in

Gemeinden mit 50000 bis 75000 61 (St. 72, L. 19),
in Gemeinden mit 75 000 bis 100000 42 (nur St.),
in Städten mit 100000 bis 200 000 81, in Städten
mit 200000 bis 300000 111, in Städten mit 300000

bis 400000 68, in Städten mit 400000 bis 500000

57, in Städten mit über 500000 Einwohnern 81,

gegenüber einem Gesamtdurchschnitt von 41

(St. 76, L. 8) Baugenossenschaftsmitgliedern auf

10000Zivileinwohner. BeiderWohnsitzverschieden-

heit der Genossenschaftsmitglieder können diese

Verhältniszahlen nur ungefähr als ein Maßstab

für die Beteiligung der Bevölkerung an den Bau

genossenschaften angesehen werden.

Wichtiger sind die Angaben über die Bau¬

tätigkeit dieser Genossenschaftsgruppe, die durch

Rückfragen und aus den Veröffentlichungen der

Verbände zusammengetragen sind. Von über 494

Baugenossenschaften konnten Nachrichten be¬

schafft werden. Diese zählten 127 377 Mitglieder;
sie hatten bis Ende 1910 in 10678 Häusern

51086 Wohnungen fertiggestellt, und es be¬

rechnete sich aus dieser Zahl und der Mitglieder¬
zahl, daß von 100 Mitgliedern durchschnittlich

immerhin nicht weniger als 40 bereits mit bau¬

genossenschaftlich hergestellten Wohnungen ver¬

sorgt werden konnten. Das Haus zählte durch¬

schnittlich 5 Wohnungen; seine Herstellung kostete

im Durchschnitt 28 517 Mk. (die einer Wohnung
5961 Mk.) Der gesamte Herstellungspreis der

errichteten Häuser belief sich auf 304,50 Millionen

Mark. An fremden Geldern waren dazu 279,71
Millionen Mark aufgenommen, an eigenen Mitteln

24,79 Millionen Mark aufgewendet; 92 Proz. der

Herstellungskosten sind also aus fremden, 8 Proz.

aus eigenen Mitteln gedeckt worden. Die vor¬

stehenden Grundzahlen verteilten sich auf die

Größenklassengruppen der Gemeinden wie folgt.

(jt- mvi nde- Grottenkl assen
Zahl .Mitglieder bis Fnde 1910 feriij>- Herstellungspreis der fremde Geldtr

der berichtenden gestellte errichteten Häuser Ende 1910
\ <>n . . . hmwohnern

Baugen >ssen Schäften Häuser Wohnungen Mark Mark

bis 20«) 23 1299 285 601 2936549 2811384
2000 3000 17 1400 388 572 2 563 360 2 332 735
3000 5000 51 4.140 609 1541 6 551152 5 707 550
5<>Ü0 10000 104 12155 1826 4949 23256082 20471144
10000 15000 59 8 531 1252 4292 18560785 15 722 953
15000 20000 23 3 369 467 1743 7 766 445 6 499 489
20000 30000 55 11440 1059 5331 26603968 24 669 997
3000" 40000 35 7968 566 3 530 16 425 849 14425 380
40000 50000 4 1401 47 334 2 511 939 2388214
50000- 750OU 28 7415 680 3168 18068170 16 865 834
75000 100000 8 2 401 183 1017 6659310 6 106 984
KMWOO-200000 39 18887 1848 7 853 46376111 42 563 359
200000—300000 26 18859 939 7 734 48 335 550 45681 43* >

300000 400000 3 2920 74 535 4 890 036 4 889920
400000 500000 5 2112 98 676 4 596901 4686 549

über 5O0000 14 23 080*) 357 7210 68404071 63 889 388

Summa 494 127 377*) 10678 51086 304 506 278 279712316

*) Darunter von drei Genossenschaften Hausgruppen statt Häuser.

Versntwortlich Wr Redaktion: H. Zaddseh, Berlin. Verls«: C. öiebel, Berlin. Druck: A. Schlicke 4s Cie., Berlin N 24
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Das Bureau der Ortsgruppe, Berlin 0 27, Dircksenstraße 4, ist

jetzt geöffnet:)

vormittags von 9 bis 1 Uhr

nachmittags von 3 bis 7 Uhr

Wir bitten unsere Mitglieder, diese Änderung zu beachten.

Die Ortsverwaltung.

DI DDQD DDDDm

StellennoclKoeise des Verbandes
befinden sich:

Ffir Bezirk Ostpreußen: Gustav

Reiher, Neuhausen-Tiergarten
bei Königsberg.

Ffir Bezirk Baden und die Pfalz:

Jakob Lüttinger, Mannheim,
Langestraße 13.

Ffir Bezirk Württemberg und

HohenzoHern: Paul Dau, Stutt¬

gart, Schwab str. 38b III.

Provinz Sachsen-Anhalt, Leiter:

W. Krone, Magdeburg, Hassel¬
bachstraße 2, IV.

Berlin, Geschäftsstelle: O 27,
Dircksenstraße 4 I, Telephon:
Amt Königstadt 6170.

Breslau, Leiter: P. Kitzler, Bres¬

lau, Blücherplatz 20.

Chemnitz, Leiter: Max Hofmann,
Sonnenstraße 66 ptr.

Dresden, Leiter: Max Schreiber,
A., Rosenstraße 92 I, Telephon-
Nebenanschluß 19596.

Eßlingen a. N.» Leiter: Gustav

Weber, Obereßlingen, Garten¬

straße 46.

Frankfurt a. M„ Leiter: Schmitt,
Battonnstraße 25II, Geschäfts-

stunden: Wochentags abends

von 67t—87t Uhr.

Hamburg, Geschäftsstelle :Ham-

merbrookstraße 17. Fernspr.:
Gruppe 4, 7174.

Königsberg i. Pr.. Leiter: Här¬

tung, Yorkstraße 39.

Leipzig, Leiter: Otto Haußherr,
Arndtstraße 64.

Ludwigsburg, Leiter: Heinrich

Schöpp, Seestraße 65.

Nordbayern. Leiter: GeorgKopp-
linger, Fürth (Bayern), Heun-

gartenstraße 1.

Plauen I. V., Leiter: Max Rinn,
Chamissostraße 36II.

Pforzheim, Leiter: H. Vöhringer,
Gr. Gerberstraße 21.

Stuttgart, Leiter: Paul Dau,
Schwabstraße 38b III.

Zittau, Leiter: Julius Böhmer,
Friedlanderstr. 17, p.

Zwickau I. Sa., Leiter: Kurt

Vogel, Hans-Sachs-Straße 17a.

Wir ersuchen die Kollegen, jede
Ihnenbekannt werdendeVakanz

sofort bei dem nächsten Nach¬

weis zu melden.

Die Tätigkeit des Zentral»

Stellennachweises mußte

Infolge de» Krieges eln-

gestellt werden.

Produktiv- und Vorkaufs-
Genossenschaft

Berliner Bandagisten
E. 0. in. b. H.

SO. 16, Kfipenickerstr. 98b.

Gegr. am 1. Juli 1907 von

organisierten Bandagisten - Gehilfen.

Telephon: Amt Moritzplatz 515*

Lieferant der Krankenkassen Berlins und

der Vororte und der Konsum - Genossen¬

schaft Berlins und Umgegend E. 6. m. b. H.
^

Alle Arbeiten werden in eigener i

Werkstatt ausgeführt. [M1

C. Streu, OgÄ
Berlin, Grüner Weg 94.

fieferant ffir KrankenkafTen.

Masseur und Heilgehilfe

Karl Lindernenn a. Fron
Neukölln, MOnchenerStr.1

Ecke Berliner Straße. [¦»

Ffir sämtliche Krankenkassen.

Bttnser Bandag., kfinstl. Glieder

I Berlin, Badstr. 57. [•"

Optisches Institut

m a. ziem m
Berlin N I

Schönhauser Allee 10-11
im Hanse Brauerei Königatftdt

Lieferant samtl. Krankenkassen«

H, PfDU • Bandaglst
BERUH C, DlrtbautraBe ZO
am Bahnhof Alexanderplats

Spezialgeschäft für lm

Bruchbandagen
Leibbinden etc.

Femspr.: Amt Konigstadt 3208

Eigene Werkstatt

,
Leschnfk

Lieferant ffir Krankenkassen

BadstraBe 42/43.

Unsere Leser bitten wir,
ihren Bedarf bei den ia

unserer Zeitschrift an¬

zeigenden Firmen, unter

Bezugnahme auf unser

Blatt zu decken.m
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Bearbeitet von Geh. Oberregierungsrat Dr. Hoffmann - Berlin,

Vortrag. Rat im preußischen Handelsministerium, und Mitgliedern
des Reichsversicherungsamt und der Reichsversicherungsanstalt.

Bände. Preis des gesamten Werkes 91 Hl

Bestellungen erbeten an die

StrauBfBdern
Pleureaaen: Reinieen,
Knüpfen. Färben, Aufarbei¬

ten derselben »owie neue

iii Fabrikpreisen!
Ge»chw. Schmidt, Berlin SO

Kfipenicker Straße 6. [m

»eiiit«lie<leri50/oEakett.

A.E.LANGE
Bandaglst :: Optiker

Berlin,Brunnenstr.166
Lief* tltekter Kranken

kssiien n»d Rrsnke»hlat»ff.r

Fritz Rou Sohn
~i Zahnkünstler

WrangalstraBe 86 L

Telephon: Amt Moritzplatz 10308.

Brud)=Pollmann
empfiehlt fein rager In

Bruchbanbjgen, Ceibbinben, 6e»

rabcDaltcrn,Spritzen,Suspeiforien

fonrte fjtnfl. WrHrtei zur Krankenpflege.

a eigen« IDerteflatt. ca

Berlin 17.54, Cotfyringerftr. 60
rille BmdiMnber mit elapifdjen Platten,

angenehm unb wtiä) am Körper.

i

ezept-Revision
sowohl auf Richtigkeit der Taxe als auch auf

Zweckmäßigkeit der Verordnungsweiae übernimmt

aaff Grand langjähriger Erfabrangen

[um

Oberapotheker A. Kofika
Leiter des Rezept-Prüfungsbureaus der Allgemeinen

Ortekrankenkasse der Stadt Berlin.

Adresse:

1. Okiober bis 15. Mai Berlin-Wilmersdorf, Kaiserallee 48 a

15. Mai bis 30. September Kiefersffelden (Bayern).

Diese geschweißte Badewanne
im Vollbad verzinkt, starke, dauerhafte An*-

fährung für Personenlänge [**°
cm 160 170 180

ohne Gasheizung 20,— 22,— 25,— Mk.
mit Uaeheir.ung 30,— 32.— 36,— Mk.

auch mit 8piritu«heiiung, kaufen Sie am

vorteilhaftesten direkt ab Fabriklager.

3 Monat« Ziel. Mitgliedern 8°/o Rabatt

Hellmuth Danssmann, Berlin S 42, Ritterstr. 88II,
Versand erfolgt verpackungsfrei und franko jeder deutschen Bahnstation.

R. Arnoldi ®

Optiker
Berlin NO., Neue Königirr. 42

(am Alexanderolatz).
"1 - Filiale: ¦

Weißensee, Berliner Allee 241.

Lieferant sämtlicher Krankenkassen
Berlins und Vororte.

dLp echte Kapitän-Kautabak
ist nicht nur durch seinen feinen Geschmack allein so schnell
beliebt geworden, sondern auch vom gesundheitlichen Stand¬
punkt aus9 denn jedes einzelne Stück desselben (10 Pfg.-
Rollen oder Bündel) wird sauber verpackt zum Verkauf ge¬
bracht. Wieviel gerade hier gesündigt wird, bedarf wohl

keiner Erörterung. — Verkaufsstellen überall, eventl. von dem

Gen.-Vertr. C. Rocker, Berlin, Grüner Weg 119. Königst 3861.

DnmpfiöDsciiem
===== Fernsprecher: Amt Moritxplatz 1216. ===== p*

Wische jeder Art a Sauerstoff-Bleiche o Billige Preise
Den verehrten Mitgliedern gewähre bei Beträfen von 20 Mark an 3°/c Rabatt.

„Spreen!«" Inh.: fl.Bogenharö
SO, Forster Straße 5-6

JE 3E 3E DC 3E DBG DC 3E 3E

VerUR: C. Oiebel, Berlin O 27, Dircksenstraße 4. — Verantwortlich für den Anzeigenteil: H. Zaddach, Berlin.
Druck von Alexander Schlicke & Cie., Berlin N 24, EUaaser Straße 86-88.
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